Freiheit

Die Europawahrung wagen?



Maastricht — Untergang der D-Mark

Wenn wir uns — was ich hoffe — 1999 wieder treffen sollten, und wenn der
Vertrag — was ich nicht hoffe — so wie ausgehandelt in Kraft treten wird,
so werden wir gemeinsam eine andere, eine weltweit einmalige Premiere
erleben. Es wird der Untergang einer Wihrung sein, die praktisch an ihrer
Stabilitit gescheitert ist. Wir haben in der Wirtschaftsgeschichte ja schon
viele ausgebrannte Wihrungen verschwinden sehen. Aber noch nie eine
solide.

Franz Thoma
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Die Europawidhrung wagen?

Der Streit um die Frage, ob die européischen Staaten in den ndchsten Jahren
Schritte auf eine europédische Wihrung hin tun sollen, ist nur zu berechtigt.
Wir kénnen heute die Erschiitterungen noch gar nicht einschétzen, die ein-
treten konnen, wenn die Biirger ihre vertrauten Wihrungen zu heute noch
nicht absehbaren komplizierten Umtauschkursen in eine neue Wihrung
wechseln sollen, die von ihnen unvermeidlicherweise nur als Kunstprodukt
empfunden werden kann. Wie konnen sie Vertrauen dazu entwickeln?

Eine einheitliche Wihrung wird die Entwicklung zum einheitlichen Bin-
nenmarkt beschleunigen. Die wirtschaftliche Arbeitsteilung innerhalb Eu-
ropas wird wesentlich vertieft werden. Dies bedeutet, dafl an den Standor-
ten, die fiir bestimmte Produktionen die giinstigeren sind, neue
Arbeitsplitze entstehen; es wird sich lohnen, dort rasch in kapitalintensive
Massenproduktionen fiir einen riesig werdenden Markt zu investieren. Die
einheitliche Wihrung macht alle Preise unmittelbar und umstandslos ver-
gleichbar. Gekauft wird dort, wo am billigsten angeboten werden kann.

Angenommen ein Unternehmen hat bisher nur in Deutschland produziert
und verkauft. Vielleicht kann es den heimischen Markt kostengiinstiger be-
dienen, wenn es kiinftig zunehmend in einem oder mehreren anderen eu-
ropdischen Lindern produziert. Die Verlagerung der Produktion in andere
europdische Lander wird viel leichter fallen, wenn durch die Einfiihrung ei-
ner Europawéhrung ein fiir alle mal gesichert wird, da3 zu den Risiken einer
solchen Produktionsverlagerung ein Risiko nicht mehr gehort, ndmlich das
Risiko von kiinftigen Wechselkursverdnderungen. Aus demselben Grunde
féllt dann die Entscheidung leichter, langfristige Beziehungen zu Zuliefe-
rern in anderen europdischen Léndern einzugehen.

Eine einheitliche Wihrung ist ein riesiges Rationalisierungsprogramm
mit einer gewaltigen Zahl freigesetzter Arbeitskrifte. Nur wenn es gelingt,
fiir sie neue Beschiftigung zu finden, wird es nicht zu Dauerarbeitslosigkeit
kommen. Ein sinnvoller Bedarf vieler Menschen nach Waren und Dienstlei-
stungen, die Besserverdienende sich in Europa schon heute leisten konnen,
ist zweifellos vorhanden. Aber wie macht man aus Bedarf kaufkriftige
Nachfrage? Heute geht es wirtschaftlich schlecht in Europa, weil diese Fra-
ge nicht gelost ist — und die Schaffung einer europdischen Wihrung wird
diese Frage noch weiter verschirfen. Es miifite also noch etwas Neues hin-
zukommen.

Eckhard Behrens
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Kritik
der Europdischen Wihrungsordnung
nach dem Maastrichter Vertrag liber die
Europiische Union!

Dr. oec. Carl-Christoph Hedrich, Universitidt Hohenheim

1. Einfiihrung

Erst seit dem Maastrichter Vertrag? vom 7. Februar 1992 bzw. dem
Vertragsentwurf vom 11. Dezember 1991 ist die europidische Integration
wieder — oder erstmals? — Gegenstand einer breiten, offentlichen Diskus-
sion. Warum jedoch hat das Thema in der Bevolkerung, aber auch bei den
Politikern bisher so wenig Aufmerksamkeit hervorgerufen? Eine wesentli-
che Ursache diirfte darin liegen, dal nun nicht mehr Zwischenziele, sondern
die Endstufen der politischen und 6konomischen Integration Europas ins
Blickfeld riicken. Sie lassen sich nicht mehr — vorsitzlich oder unbewuf3t —
als fernliegende Utopie ausblenden. Tatsédchlich setzen die Mitgliedstaaten
der EG mit dem Maastrichter Vertrag zu einem wichtigen »qualitativen
Sprung« an, allerdings ohne ihn gleichmifig auf allen Gebieten zu vollen-
den:

— Politisch bzw. volkerrechtlich bildet die Gemeinschaft bisher einen Bund
unabhéngiger Staaten, die mittels Vertriigen verabredet haben, vor-
wiegend auf 6konomischem Gebiet zusammenzuarbeiten und ihre Wirt-
schaftspolitiken zu koordinieren®. Nun aber soll — wenn auch nicht sofort
— eine »Europdische Union« mit zentralen Entscheidungskompetenzen
auch auf innen- und auBlenpolitischem Gebiet und mit einer echten Wirt-

Uberarbeitete Fassung eines Vortrags, gehalten am 24. 10. 1992 anlilich des Seminars »Europiische Wihrungs-
ordnung — Fiir und Wider den Vertrag von Maastricht« in Bad Boll.

Text abgedruckt in: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin Nr. 16 v. 12. 2. 1992,
S. 113ff. Einen Uberblick iiber die wichtigsten Vertragsinhalte vermittelt z.B. A. Bleckmann, Der Vertrag iiber die
Europiische Union, in: Deutsches Verwaltungsblatt, 107. Jhg., v. 15. 3. 1992, S. 335ff. Zu den wihrungspolitischen
Vertragsinhalten vgl. z.B. Deutsche Bundesbank, Die Beschliisse von Maastricht zur Européischen Wirtschafts-
und Wihrungsunion, in: Monatsberichte, 44 Jhg., Nr. 2/1992, S. 45 ff.

3 Vgl.z.B. T. Oppermann, Europarecht, Miinchen 1992, S. 68ff.
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C.C. Hedrich: Kritik der Europaischen Wahrungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag

schafts- und Wihrungsunion geschaffen werden. Dies impliziert, daf3 die
EG selbst ein eigenstindiges Volkerrechtssubjekt mit eigener
Rechtsfahigkeit und schlieBlich ein bundesstaatliches Gebilde auf Grund-
lage einer Verfassung werden soll*.

— Auch in einem weniger abstrakten Sinn ist ein »Quantensprung« zu
spiren: Waren die bisherigen Integrationsschritte eher real-
wirtschaftlicher und damit konkreter, v. a. aber auch reversibler Art und
hédufig in ihren Auswirkungen nicht unmittelbar spiirbar, greifen die
politischen und monetiren Kompetenzverlagerungen und insbesondere
die Einfiihrung einer Gemeinschaftswihrung tief in die Traditionen und
Lebensgewohnheiten der Gemeinschaftsbiirger ein. Zugleich erscheinen
die geplanten institutionellen Verdnderungen einerseits nahezu irreversi-
bel’, andererseits ist die Tragweite ihrer Wirkungen viel schwieriger abzu-
schitzen als bei fritheren Integrationsstufen der Gemeinschaft.

Es erscheint daher verstindlich, wenn die Maastrichter Beschliisse in zahl-
reichen Mitgliedstaaten teils diffuse Angste®, ja sogar Ablehnung, teils fun-
dierte Kritik hervorgerufen haben, zumal eine ausreichende Aufkldrung und
vorbereitende Diskussion iiber diese Probleme weithin versdumt, wenn
nicht bewufit vermieden worden ist. Die vorgebrachten Bedenken betreffen
vor allem drei gro3e Themenkomplexe; fortschreitend vom Allgemeinen
zum Speziellen, geben sie auch die Struktur dieses Beitrags vor:

— Erstens werden die Maastrichter Beschliisse — und zwar gerade auch ihre
wihrungspolitischen Teile — ganz grundsétzlich in Frage gestellt: Ist es
integrationspolitisch und staatsrechtlich vertretbar und ratsam, die Eu-
ropdische Wihrungsunion zeitlich noch vor der politischen Union zu rea-
lisieren und sie gewissermalien als Vehikel dafiir zu »benutzen«? Und
welche verfassungsrechtliche Ausgestaltung soll bzw. muf} diese politi-
sche Integrationsmethode erfahren? Hier stehen also allgemeine recht-
liche, politische und auch historische Argumente im Vordergrund. Wegen
der vielfiltigen Wechselwirkungen zwischen dem politischen und dem

Vgl. 1. Miiller, Maastricht — der Grundstein zum européischen Bundesstaat, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Aus-
ziige aus Presseartikeln Nr. 35 v. 13. 5. 1992, S. 5 ff. sowie C. Watrin, Staatenbund oder Bundesstaat?, in Handels-
blattv. 11.6.1992,S.2.

Jedenfalls diirfte eine Aufkiindigung der geplanten Europdischen Wihrungsunion nur unter grofiten 8konomischen
Verwerfungen und Vertrauenseinbriichen méglich sein.

¢ Vgl. W. Weidenfeld, Europa im Schatten alter Mythen, in: Handelsblatt Nr. 208 v. 27. 10. 1992, S. 2.
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C.C. Hedrich: Kritik der Europaischen Wahrungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag

O0konomischen System ist dieser Fragenkomplex allerdings untrennbar
mit demjenigen der Okonomischen bzw. monetidren Integration ver-
bunden.

— Zweitens wird der Maastrichter Vertrag an okonomischen Mapstiben ge-
messen. Die Hauptfrage lautet hier, wie wahrscheinlich es ist, daf die
Mitgliedstaaten der EG bzw. der kiinftigen Europdischen Wihrungsunion
nach dem vorgesehenen Verfahren, d.h. insbesondere nach den ver-
einbarten Konvergenzkriterien und dem fixierten Zeitplan, einen optima-
len Wdhrungsraum bilden werden. Die Kriterien, die hierfiir von der
Wirtschaftswissenschaft formuliert worden sind, bilden — neben der Ein-
bettung in ein politisches bzw. staatsrechtliches Integrationskonzept — ei-
ne weitere Funktionsbedingung fiir die Européische Wahrungsunion.

— Ein dritter, eher institutioneller Aspekt ist ebenfalls unabdingbar fiir den
Erfolg der gemeinsamen Europawihrung und fiir ihre Akzeptanz gerade
bei der deutschen Bevolkerung: Die Stabilitit der gemeinsamen Wihrung
muB nicht nur formal, d. h. rechtlich, sondern auch tatséchlich sicherge-
stellt sein. Hier geht es mithin um die Unabhdngigkeit der Europdischen
Zentralbank bzw. ihrer Entscheidungstriger und um die Schwierigkeiten
der kiinftigen europdischen Geldpolitik.

Mit diesem Dreischritt wird also ein Uberblick iiber die Risiken und Mdngel
des Maastrichter Vertrages angestrebt, also eine Zusammenschau der Ge-
genargumente’, wie sie angesichts zahlreicher befiirwortender Stimmen fiir
eine ausgewogene Diskussion eines so weitreichenden, zudem historisch
fast beispiellosen politischen Vorhabens erforderlich scheint.

Mit groBtem Nachdruck ist aber schon hier festzuhalten, dal damit nicht
versucht werden soll, die europdiische Einigung insgesamt in Frage zu stel-
len oder gar auszuhebeln. Mit der Kritik an »Maastricht« soll vielmehr gera-
de verhindert werden, daf die Integration Europas durch einen moglicher-
weise iibereilten oder sogar grundsitzlich falschen Schritt auf
okonomischem Gebiet in Gefahr gerit. In Frage steht also nicht das »Obx,
sondern das » Wie« der wihrungspolitischen Integration in Europa.

7 Vgl. auch den kurzen Uberblick bei A. Belke, Probleme und Risiken der Européischen Wihrungsunion, in: Das
Wirtschaftsstudium (WISU), 21. Jhg., Nr. 11/ 1992, S. 864ff.
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11. Das staatsrechtliche Argument

Bei nidherer Betrachtung des Maastrichter Vertrages offenbart sich eine
deutliche Asymmetrie der Regelungsinhalte: Wihrend die 6konomische In-
tegration mit der Wihrungsunion durch einen festen Zeitplan bis 1999 weit
vorangetrieben werden soll, fehlt ein paralleler Ausbau der politischen Uni-
on: Anders, als es der Titel des Vertrags und sein Artikel A suggerieren mo-
gen, bleibt die Grundstruktur (die »Verfassung«) der EG grundsdtzlich un-
verdndert®: Auch wenn den Gemeinschaftsorganen weitere Kompetenzen
zugewiesen werden’ und eine gemeinsame Justiz-, AuBen- und Sicher-
heitspolitik zumindest beabsichtigt wird, bleibt die EG vorlédufig ein Staa-
tenbund unabhdngiger, souverdner Staaten. Die Mitgliedstaaten und ihre
Regierungen sind weiterhin die »Herren der Vertrdge«, dem Europdischen
Parlament wird die Kompetenzkompetenz (zur Verdnderung der Vertrige
und der EG-Zustindigkeiten) ebenso vorenthalten wie eine durchgreifende
Rechtsetzungs-, Politikgestaltungs- und Kontrollbefugnis. Der staats- bzw.
volkerrechtlich entscheidende Ubergang zu einem einheitlichen Staatsge-
bilde — etwa in Form eines Bundesstaates — wird also noch gescheut, eine
Konzentration der Staatsgewalt auf EG-Ebene wird vermieden. Auch auf
okonomischem Gebiet bleibt die EG noch iiberwiegend damit befa3t, die
Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten auf der Basis vertraglich verein-
barter Kooperation durch geeignete Verfahren zu koordinieren, auch wenn
z. B. in der Wettbewerbspolitik und neuerdings — leider — auch in der
Industriepolitik dieses Prinzip eindeutig zugunsten zentralistischer Losun-
gen durchbrochen wird'’.

Wihrend also die sachlichen Zustidndigkeiten der EG wachsen, entspricht
dem kein Zuwachs an Supranationalitiit.

— Diese Asymmetrie wird am deutlichsten an der geplanten Européischen
Wihrungsunion. Hier werden elementare, wohlfahrtsrelevante Zu-
stindigkeiten der Mitgliedstaaten auf eine EG-Institution iibertragen, oh-
ne daB} es z. B. bereits ein gemeinsames Staatsgebiet bzw. Staatsvolk, eine
zentrale Staatsgewalt oder auch nur eine europaweite Gemeinwohlde-
finition gibe. Die Mitgliedstaaten geben also mit der Europiischen
Wihrungsunion zwar originir staatliche Kompetenzen an eine zentrale
europdische Instanz ab, behalten sich jedoch auf anderem Gebiet wei-

Vgl. M. Seidel, Zur Verfassung der Européischen Gemeinschaft nach Maastricht, in: Europarecht, 27. Jhg., Nr.
2/1992,S. 125ft.
Vgl. hierzu L. Vollmer, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftspolitik der EG nach »Maastricht, in: Der Betrieb,
Nr. 171993, S. 25ff. m. w. N.
10 Vgl. L. Vollmer, a. a. O. (FN 9).

©
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terhin nationale Entscheidungsspielrdume erheblichen Umfangs vor (so
z. B. in der Fiskalpolitik).

— Gerade dieser Mangel der uneinheitlichen (z. T. zentralen, z. T. dezentra-
len) Verantwortung fiihrt dazu, da3 die Aufgabenstellung jeder europa-
weit entscheidenden Institution — somit auch der Europédischen Zentral-
bank — von den verschiedenen Interessengruppen und Regierungen
nahezu beliebig verwdssert, beeinflufst und — im nachhinein — auch kriti-
siert werden kann, eine Gefahr, die sich bei der europidischen Fusionskon-
trolle schon mehr als einmal manifestiert hat.

In den Mitgliedstaaten gilt dagegen durchgéngig das Prinzip, daf die Wirz-
schafts- und die Wihrungspolitik auf derselben Verfassungsebene anzusie-
deln sind (auch wenn sie von verschiedenen Organen wahrgenommen wer-
den). Mit diesem Grundsatz bricht der Maastrichter Vertrag. Ein
historischer Riickblick ergibt jedoch, da3 Wihrungsunionen, denen der
Riickhalt einer politischen Union fehlte, keinen Bestand gehabt haben!!.
Die Europdische Wiahrungsunion gerit damit nicht nur zu einem gewagten
rechtlichen Experiment, sondern, wenn sie langfristig Erfolg haben soll,
auch zum Schrittmacher fiir die politische Umformung zu einem europdi-
schen Bundesstaat. Mit guten Griinden aber 146t sich fragen, warum gerade
ein so sensibler Wirtschaftsbereich wie die Wihrungspolitik die Vorreiter-
rolle auf dem Weg zur politischen Integration Europas spielen und die wei-
tere Entwicklung gewissermallen »herbeizwingen« soll.

Dies gilt um so mehr, als noch gar nicht geklirt ist, ob ein so enger recht-
licher Zusammenschluf} zu einem gemeinsamen Staat dem Willen der eu-
ropdischen Volker wirklich entspricht. Entwiirfe fiir die letztlich an-
gestrebte politische Verfassung Europas wurden den Biirgern jedenfalls
noch nicht ausfiihrlich zur demokratischen Diskussion vorgelegt. Um so be-
fremdlicher muf} die Schaffung entsprechender Sachzwinge auf 6konomi-
scher Ebene wirken'2.

Zudem ist jedenfalls in der Bundesrepublik die Frage noch véllig unge-
klart, ob eine so weitgehende Kompetenziibertragung auf demokratisch un-
zureichend legitimierte Organe (Ministerrat, Kommission) den Anforde-

" Vgl. T. Theurl, Eine gemeinsame Wihrung fiir Europa, Innsbruck 1992.

12" Im Hinblick auf das Demokratiedefizit der EG ebenso relevant, allerdings in diesem Beitrag nicht niher zu behan-
deln sind auch jene Probleme, die sich aus dem Zustandekommen des Vertrages selbst (Wieczorek-Zeul spricht von
»Geheimdiplomatie«, vgl. FAZ v. 1. 4. 1992) und dem Versuch ergeben, bei den Ratifizierungsverfahren das ableh-
nende dénische Votum als »Betriebsunfall« eines Landes zu iibergehen, das aus diesem Grund auch schon als »Eu-
ro-Schrott« bezeichnet worden ist (so von H. Geifler, vgl. HB v. 30. 6. 1992, S. 2).
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rungen des Grundgesetzes geniigt. Dies kann mit einiger Berechtigung be-
zweifelt werden'3.

Es ist also festzuhalten, daB3 der Vollendung der dkonomischen Integra-
tion nach dem Muster des Maastrichter Vertrages keine ebenso weitgehende
politische Union entsprechen wiirde. Dies aber hat Riickwirkungen auf die
Wirtschaftspolitik, etwa auf die Finanzpolitik, und beeinfluf3t dadurch wie-
derum die Geldpolitik. Auf diese Interdepenzen wird im 6konomischen Zu-
sammenhang noch einzugehen sein. Im iibrigen sei an dieser Stelle folgen-
des deutlich unterstrichen: Diese Regelungsasymmetrie festzustellen und
auf ihre 6konomisch schidlichen Folgen hinzuweisen bedeutet nicht, einen
europdischen Zentralstaat einzufordern. Vielmehr kann ein solcher so lange
als iberfliissig gelten, wie er politisch unerwiinscht und 6konomisch
unnotig ist, d. h., so lange bessere Alternativen erkennbar sind.

111. Die 6konomischen Argumente

Die bisher genannten Mingel des Maastrichter Vertrages wiren durchaus
ertraglich, wenn hinreichend wahrscheinlich wire, dal3 wenigstens die 6ko-
nomischen Vorteile der Europdischen Wihrungsunion die moglichen Nach-
teile deutlich iiberwiegen.

1. Der Umfang der okonomischen Vorteile ist fraglich

Die von der Europidische Wihrungsunion erhofften Vorteile sind iiber-
wiegend mikrookonomischer Art und in ihrem Umfang sehr schwer ab-
schitzbar.

— So mag bezweifelt werden, ob die Einsparungen an Transaktions-,
Informations- und (Wechselkurs-) Sicherungskosten im grenziiberschrei-
tenden Giiter- und Kapitalverkehr tatséchlich in so nennenswertem Um-
fang zu Buche schlagen werden, wie dies in einigen Modellrechnungen
erwartet wird'4.

13 Vgl. A. Dittmann, Deutsches Verfassungsrecht und europiische Integration — Zur Entwertung des Grundgesetzes —,
in: P. Bareis/R. Ohr (Hrsg.), Europiische Integration auf Abwegen, Hohenheimer Europa-Colloquium, Stuttgart
1992, S. 591f. sowie J. Welcker/C. Nerge, Die Maastrichter Vertrige — zum Scheitern verurteilt?, Landsberg/Lech
1992, S. 891f. Vgl. ferner H. Beisse, Verfassungshiirden vor der Européischen Wihrungsunion, in: Betriebsberater,
47.Jhg.,Nr. 10/1992, S. 645ff. und ausfiihrlich schon L. Gramlich, Europiische Zentralbank und Art. 24 Abs. 1 GG,
Baden-Baden 1979 m. v. w. N.. Vgl. a. A. hierzu H. J. Hahn, Der Vertrag von Maastricht als vélkerrechtliche Uber-
einkunft und Verfassung, Baden-Baden 1992, insbes. S. 103ff. m. w. N.
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— Dartiiber hinaus deuten empirische Untersuchungen darauf hin, daf3 der
schédliche Einfluf3 des Wechselkursrisikos auf die Integration und Ver-
schmelzung internationaler Giiter- und Kapitalmirkte leicht iiberschitzt
wird. So haben z. B. die starken Schwankungen des US-$ den in dieser
Wihrung fakturierten Handel kaum beeintriachtigt's.

— Es spricht im iibrigen fiir sich, dal auch das EG-Programm des »Binnen-
markt 1992« noch ohne Europdische Wdihrungsunion auskam: Die
realwirtschaftliche Integration Europas mit volliger Freiziigigkeit fiir
Menschen, Unternehmen, Waren, Dienstleistungen und Kapital erfordert
in der Tat keine gemeinsame Wihrung. Wie noch zu zeigen sein wird,
konnte die Beibehaltung nationaler Wihrungen das realwirtschaftliche
Zusammenwachsen der EG-Staaten sogar besser fordern als eine Eu-
ropdische Wihrungsunion.

Der unmittelbare Nutzen aus der Vereinheitlichung der Wéhrung ist jedoch
das stidrkste Argument der Maastricht-Befiirworter. Wenn also dieser Nut-
zen als gering, jedenfalls aber als schwer prognostizierbar gelten muf, ist
danach zu fragen, ob dem Konzept einer Europidischen Wihrungsunion
nicht auch schon die grundsitzliche theoretische Untermauerung fehlt. Dies
ist die Frage nach den Kiriterien fiir einen optimalen (einheitlichen)
Wihrungsraum. In diesem Zusammenhang werden auch die Risiken bzw.
Kosten der Wihrungsunion deutlich, die auf makrodkonomischer Ebene an-
fallen konnten.

2. Es entsteht kein Optimaler Wahrungsraum

Da es sich bei einer Wahrungsunion um eine »nicht mehr kiindbare
Solidargemeinschaft«'%, jedenfalls aber um einen schwer reversiblen Schritt
handelt, sollte dieser Schritt —d. h. der Verzicht auf die oben genannnten In-
strumente nationaler Wirtschaftspolitik — wohliiberlegt sein. Welche Krite-
rien bietet die Wirtschaftswissenschaft hier an, um die »richtige« Abmes-

14 Die Kommission der EG, Ein Markt, eine Wihrung. Potentielle Nutzen und Kosten der Errichtung einer Wirt-
schafts- und Wihrungsunion — Eine Bewertung, in: Europiische Wirtschaft Nr. 44, Briissel Oktober 1990, S. 69ff.
(74f.) schiitzt die Einsparungen bei den direkten, wechselkursbedingten Transaktionskosten auf ca. 0,3-0,4 % des
Bruttoinlandsprodukts der EG, d. h. auf ca. 13—19 Mrd. ECU. Die indirekten, dynamischen Wachstumseffekte, die
dadurch induziert werden, sind dagegen noch weit schwieriger zu quantifizieren.

Vgl. R. Ohr, Europiische Wihrungsunion — Ein richtiger Schritt fiir Europa?, Diskussionsbeitrige aus dem Institut
fiir Volkswirtschaftslehre, Universitdt Hohenheim, Nr. 77/1993, S. 1f.

So wortlich Deutsche Bundesbank, Stellungnahme zur Errichtung einer Wirtschafts- und Wéhrungsunion in Euro-
pa, in: Monatsberichte, Nr. 10/1990, S. 41.
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sung eines »optimalen Wahrungsraums« zu bestimmen, und welche Nach-
teile drohen bei Miflachtung der Bedingungen, d. h. bei zu umfassender
bzw. zu friither Einfiihrung einer gemeinsamen Wihrung?

In einem einheitlichen Wihrungsraum — und das ist kaum mehr als eine
Tautologie — entfdllt das Instrument der Wechselkursanpassung zwischen
den beteiligten Liandern, und eine eigenstindige Geldpolitik ist diesen Lin-
dern ebenfalls nicht mehr moglich. Es ist daher zu fragen, wann dieser Ver-
zicht auf ein wichtiges wirtschaftspolitisches Instrument sinnvoll erscheint.
Dies wire vor allem dann der Fall, wenn die zusammengeschlossenen Lén-
der die wirtschaftspolitischen Oberziele (Preisniveaustabilitit, Vollbeschif-
tigung, auBenwirtschaftliches Gleichgewicht) bei (mikro- oder makro-)
okonomischen Storungen unter den Bedingungen der Wihrungsunion bes-
ser oder wenigstens ebenso gut erreichen konnen wie bei getrennten
Wihrungsgebieten.

— Theoretische Uberlegungen!” fiihren zu dem SchluB, daB die beteiligten
Léander bzw. Regionen iiber dhnliche Faktorausstattungen und Produk-
tionsstrukturen verfiigen und auch in anderen wirtschaftspolitischen
Kennzahlen (wie Budget- und Leistungsbilanzsalden) weitgehend homo-
gen sein sollten. Nur dann sind auch #hnliche monetire Rah-
menbedingungen, wie sie von einer gemeinsamen Geldpolitik notwendi-
gerweise gesetzt werden, sinnvoll und niitzlich: Eine einheitliche
Entwicklung des Preis- und Zinsniveaus sowie in deren Folge auch des
(Nominal-) Lohnniveaus 16sen dann keine unterschiedlichen bzw. schid-
lichen Wirkungen aus.

— Dariiber hinaus sollten die beteiligten Volkswirtschaften dghnlichen »exo-
genen Schocks« ausgesetzt sein oder jedenfalls iiber &hnliche Moglichkei-
ten verfiigen, auf solche Schocks zu reagieren. Ein solcher Schock kann z.
B. in der plotzlichen und unbeeinflubaren (»exogenen«) Erhohung der
Olpreise bestehen. In der Europiischen Gemeinschaft wiirde davon aber
z. B. ein dlproduzierendes Land wie GrofBbritannien ganz anders getrof-
fen als etwa Italien. Eine einheitliche Wihrungspolitik wiirde in diesen
Léndern unter solchen Bedingungen auch ganz unterschiedlich wirken,
die Bedingungen fiir einen optimalen Wihrungsraum wéren also insoweit
nicht gegeben.

Vgl. zum Folgenden z. B. M. Feldsieper, Wihrungsunionen II: Zielsetzungen und Probleme, in: W. Albers et al.
(Hrsg.), Handworterbuch der Wirtschaftswissenschaften (HAWW), Stuttgart etc. 1988, Bd. 8, S. 546ff. m. w. N.
Vgl. ferner H. Matthes/A. Italianer, Ist die Gemeinschaft ein optimaler Wihrungsraum?, in: M. Weber (Hrsg.), Eu-
ropa auf dem Weg zur Withrungsunion, Darmstadt 1991, S. 70ff., insbes. S. 98ff.
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Gerade die Erfahrungen der letzten Jahre und die Wihrungsturbulenzen
im Herbst 1992 haben hinreichend bewiesen, daf sich die Volkswirtschaf-
ten der EG-Staaten zumindest bisher nicht sehr homogen entwickelt haben:
Inflationsraten, Arbeitslosenquoten und Zahlungsbilanzstrukturen weichen
immer noch stark voneinander ab. Nachdem im EWS iiber mehrere Jahre
die nominalen Wechselkurse — wie in einer Wihrungsunion — konstant ge-
halten worden waren, haben die Mirkte daher eine Anpassung an die diver-
gierenden 6konomischen Grunddaten erzwungen. Die Bedingungen fiir ei-
nen optimalen Wihrungsraum liegen innerhalb Europas daher zur Zeit
hdchstens fiir eine sehr kleine Gruppe von Lindern vor'3.

Es erscheint aber dariiber hinaus auch sehr fraglich, ob ein Grofteil der
EG-Staaten bis zur Einfiihrung des gemeinsamen Wihrungsraums im Jahr
1999 iiber dhnliche Wirtschaftsstrukturen verfiigen wird. Daran dndern
auch die okonomischen (Konvergenz-)Kriterien nichts, die man als Ein-
trittsvoraussetzungen fiir die Wahrungsunion formuliert hat. Auf sie wird
noch zuriickzukommen sein.

Ein weiteres, wichtiges Kriterium dafiir, daf} die Volkswirtschaften in ei-
nem einheitlichen Wihrungsraum flexibel auf Verinderungen (z. B. Nach-
frageriickginge in einem Teil des Gebietes) reagieren konnen, ist schlie$3-
lich die hinreichende Mobilitdit der Produktionsfaktoren. Vor allem hierauf
stellen die weiteren Uberlegungen ab.

3. Dierealwirtschaftlichen Gefahren verfriihter monetdrer Integration:
Anpassungszwdnge und Transferbedarf

Eine Wihrungsunion einzufiihren, solange die Wirtschaftsstrukturen (Pro-
duktionsstrukturen, Produktivititsniveaus, Lohn- und Inflationsniveaus
etc.) noch sehr verschieden sind, entzieht den Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten den wichtigen Schutzschirm der verdnderbaren Wechselkurse.
Die damit einhergehenden realwirtschaftlichen Anpassungszwdnge lassen
sich anhand der folgenden Uberlegungen deutlich machen:
— Da Wechselkursinderungen (etwa eine exportfordernde Abwertung der
heimischen Wihrung) nicht mehr moglich sind, konnen Produktivi-
tatsunterschiede zwischen den Landern nicht mehr gemildert werden.

18 Vgl. im Ergebnis ebenso B. Eichengreen, Is Europe An Optimum Currency Area?, National Bureau of Economic
Research, Workin Paper No. 3579, Cambridge/Mass. 1991 sowie L. Menkhoff/F. L. Sell, Uberlegungen zu einem
optimalen DM-Wihrungsraum, in: Zeitschrift fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Bd. 112 (1992), S. 379ff.
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— Nun treten Lohne und Produktivitdten der Staaten bzw. Regionen »unmit-
telbar« miteinander in Konkurrenz, sie werden zum wichtigsten Wettbe-
werbsfaktor'®: Es gelten nicht mehr die — mit dem jeweiligen Wechselkurs
»multiplizierten« — relativen, sondern die »absoluten« Kosten der Pro-
duktion. Durch die numéraire-Funktion der gemeinsamen Wihrung wer-
den sie sogar direkt vergleichbar.

— DaBl eine Wiéhrungsunion eine »harte«, ja u. U. zu harte
Anpassungsstrategie ist, wird deutlich, wenn man sich die — durchaus
angestrebten — Anpassungsprozesse vor Augen fiihrt, die nun einsetzen
sollen, um die erhofften Wohlfahrts- und Wachstumseffekte einer Wirt-
schafts- und Wihrungsunion hervorzurufen: Mit der Aufdeckung der
absoluten Produktionskosten sollen zwischen den Regionen mit ver-
schiedenen Produktivitits- und Lohnniveaus Wettbewerbsprozesse in
Gang gesetzt werden, und zwar als Wettbewerb um Produktionsfaktoren:
Kapital soll vor allem in die Niedriglohnldnder flieen, Arbeitskrifte sol-
len in die Hochlohnldnder wandern. Damit wird bezweckt, die Faktor-
kosten durch erhohtes Angebot zu senken.

— Das heif3t aber vor allem, dafl neben grof3eren Wanderungsbewegungen
auch Lohnsenkungen, jedenfalls aber geringere Lohnanstiege in den
Hochlohnregionen in Kauf genommen werden sollen?. Es ist kein Wider-
spruch, sondern geradezu eine Folge dieses »Konkurrenzmodells«, daf3
damit auch die Lohne in den wirtschaftlich schwdcheren Regionen weni-
ger schnell steigen, als wenn sich der Anpassungsprozefl bzw. Struktur-
wandel mit der Hilfestellung eines giinstigen Wechselkurses vollziehen
wiirde. Es erscheint zweifelhaft, ob die Konsequenzen dieses Ansatzes
bisher sowohl in den wirtschaftlich schwécheren Regionen Europas als
auch hierzulande hinreichend wahrgenommen worden sind.

— Diese zweifellos komplexe Argumentation 14t sich — anders gewendet —
auch so veranschaulichen: Liander mit niedriger Produktivitit brauchen
entsprechend niedrige (Real-)Lohne, um international wettbewerbsféhig
zu sein. Steigen dennoch die Nominallohne in einem solchen Land,

19 Vgl. zum Folgenden z. B. H. Bockelmann, Zins- und Kapitalmarktentwicklung im EWS — Erfahrungen und Aus-
sichten, in: G. Bruns/K. Hiuser, Kapitalmirkte im europdischen Reformprozef3, Frankfurt a. M. 1992.

20 Q. Sievert, Geld das man nicht selbst herstellen kann, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 225 v. 26. 9. 1992,
S. 13, spricht von einem »heilsamen Zwang«, den die Wihrungsunion auf die Lohndisziplin ausiibt; eine solche
»marktgerechte Differenzierung in der Lohn- und Sozialpolitik als Wirkung einer Wihrungsunion begriifit
grundsitzlich auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium fiir Wirtschaft, Gutachten Europiische
Wihrungsordnung, in: BMWI (Hrsg.), Studien-Reihe 61, Bonn 1989, S. 25ff.
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kommt dies einer realen Aufwertung seiner Wihrung gleich: Wegen des
unwiderruflich festen (nominalen) Wechselkurses in einer Wéahrungsuni-
on werden nun die Importe des Landes billiger als vorher, wihrend seine
Exportgiiter aus Sicht des Auslandes teurer werden. In einem System fle-
xibler oder anpassungsfihiger Wechselkurse konnte das Land diesen Ex-
portnachteil durch eine Abwertung kompensieren. In einem System
unwiderruflich fester Wechselkurse bzw. in einer Wéahrungsunion bleiben
ihm dagegen nur noch zwei Optionen: Es kann — gewissermallen zwi-
schen Skylla und Charybdis — wihlen zwischen einerseits niedrigen No-
minallohnen, die nur im Gleichschritt mit dem Produktivititsanstieg er-
hoht werden, jedoch hohe Wettbewerbsfihigkeit bzw. Beschiftigung
fordern, und andererseits (produktivitits-unabhingig) steigenden Nomi-
nallohnen mit entsprechend geringerer Wettbewerbsfiahigkeit, d. h. er-
hohter Arbeitslosigkeit?!.

— Verzerrte reale Wechselkurse, die nicht mehr korrigiert werden konnen,
fithren dariiber hinaus ganz allgemein zur Fehlallokation von Faktoren
und Ressourcen, indem sie z. B. die Entscheidung zwischen Exportgiiter-
produktion und Produktion fiir den heimischen Bedarf beeinflussen. Fer-
ner begiinstigen sie Protektionismus und alle Arten staatlicher
Wirtschaftssubventionierung bis hin zu internationalen Transfers, so z. B.
bei realer Aufwertung und dadurch entstehenden Leistungs-
bilanzverschlechterungen.

Es ist allerdings zuzugeben, dal dem Wettbewerbsansatz — sollte er
durchsetzbar sein — durchaus Erfolg beschieden sein kann.

Es kommt hierfiir entscheidend darauf an, inwieweit die Bedingungen hier-
fiir erfiillt werden.

— Wie bereits mehrfach erwihnt, gehort zu den wichtigsten Bedingungen ei-
nes »optimalen Wihrungsraums« die tatsdchliche Mobilitit der
Produktionsfaktoren. Fiir den Faktor Arbeit ist jedoch anzunehmen, daf3
er in Europa auf absehbare Zeit wegen gravierender sprachlicher und kul-
tureller Unterschiede nicht so mobil sein wird, wie er es z. B. in den USA
traditionell ist?2. Er wird also nicht oder nur wenig zum Ausgleich struktu-
reller Unterschiede in der EG beitragen.

2

Vgl. auch R. Jochimsen, Die Europiische Wirtschafts- und Wihrungsunion, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.),
Ausziige aus Presseartikeln Nr. 93 v. 28.12. 1992, S. 5 ff. (9).

22 Vgl. H. Tietmeyer, Probleme einer europdischen Wihrungsunion und Notenbank, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.),
Ausziige aus Presseartikeln Nr. 69 v. 6. 10. 1992, S. 4ff. (7).
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— Weitgehende Immobilitdit der Arbeitskrdfte konnte aber dadurch ausgegli-
chen werden, da3 deutliche Lohn- und auch Preisdifferenzen zwischen den
Regionen zugelassen bzw. beibehalten werden. Solche Differenzen wiir-
den wie reale Wechselkursanpassungen wirken und konnten Produktivitit-
sunterschiede ausgleichen?. Jedoch streben in einer Wéihrungsunion Prei-
se und vor allem Nominallohne erfahrungsgemdpf3 nach Angleichung, und
zwarmeistin asymmetrischer Weise: Hohe Lohne und Preise erweisen sich
hiufig als starr gegeniiber Senkungen, wihrend niedrige Lohne und Preise
rasch an die htheren Vergleichswerte angeglichen werden?*.

— Uber dem Produktivititszuwachs liegende Lohnsteigerungen jedoch wiir-
den den wichtigsten Wettbewerbsparameter der wirtschaftlich schwéche-
ren EWU-Mitglieder zunichte machen. Dal3 es so kommen wird, sobald
Preise und vor allen Lohne in ganz Europa dank gemeinsamer Wihrung in
einer fiir jeden erkennbaren Weise vergleichbar gemacht sind, muf3 gerade
nach den Erfahrungen mit der deutsch-deutschen Wihrungsunion als sehr
wahrscheinlich gelten?.

— Ahnliche Erwartungen liegen auch Bedenken zugrunde, die mit einer
weitgehenden Angleichung der nicht-monetdren Arbeitsbedingungen in
Europa verbunden werden?¢. Solche Vereinheitlichungen diirften nicht
nur von zentralisierten tarifpolitischen Aktivititen?’, sondern vor allem
auch von der EG selbst ausgehen, die durch den Maastrichter Vertrag ein
Mandat fiir eine gemeinsame Sozialpolitik und dariiber hinaus sogar zu
einer aktiven Angleichung der Lebensverhiltnisse in der Gemeinschaft
erhalten hat?.

2 Vgl. hierzu und im folgenden H. Flassbeck, die Sprengkraft eines groBen Lohnkartells, in: FAZ v. 21. 11. 1992,

S.15.

Vgl. mit Angabe von Daten H. Mundorf, Okonomische Voraussetzungen sind wichtiger als der politische Wille, in:

Handelsblatt Nr. 250 v.31.12. 1991, S. 14.

In diesem Punkt und dariiber hinaus skeptische auch Bank fiir Internationalen Zahlungsausgleich, 62 Jahresbericht,

Basel 1992, S. 137ff. (140f.)

2 Vgl.v. a. L. Vollmer, a. a. 0. (FN9), S. 29. Vgl. auch J. B. Donges et al. (Kronberger Kreis), Einheit und Vielfalt in

Europa. Fiir weniger Harmonisierung und Zentralisierung, Schriftenreihe des Frankfurter Instituts fiir wirtschaft-

liche Forschung, Bad Homburg v. d. H. 1992, Tz. 57ff.

So fordert der DGB-Vorsitzende H.-W. Meyer »Voraussetzungen fiir eine europiische Kollektivvertragspolitik als

Kernstiick eines originr europiischen Arbeitsbeziehungssystems«, und zwar unter der bezeichnenden Uberschrift:

Ohne iibernationale Tarifpolitik keine soziale Dimension, in: Handelsblatt Nr. 250 v. 31. 12. 1991, S. 6 Vgl. ferner

M. Coen, Europiische Gemeinschaft und Tarifautonomie, in: Betriebs-Berater, Nr. 29/1992, S. 2068ff.

2 Vgl. Art. 117ff. und Art. 130ff. EWGV (neu) sowie »Protokoll und Abkommen iiber die Sozialpolitik« als Bestand-
teil des Maastrichter Vertrages.
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— Ebenso wahrscheinlich sind schlieBlich Bestrebungen, die volle Hérte des
wettbewerblichen  Integrationskonzeptes nach  Wegfall des
Wechselkursinstruments durch Gemeinschaftsmanahmen zu mildern.
Hier ist ein weites Feld fiir solidarische Aktionen der reicheren Mitglied-
staaten eroffnet, die den erforderlichen Anpassungsprozef3 durch entspre-
chende Transferzahlungen geschmeidiger und sozial vertriglicher gestal-
ten sollen. Daran ist per se nichts Schlechtes. Jedoch sollten diese Effekte,
die sich aus theoretischen Uberlegungen (und neuerdings in Deutschland
auch aus praktischer Erfahrung) ableiten lassen, in das Kosten-Nutzen-
kalkiil der geplanten Europdische Waéhrungsunion ausdriicklich
aufgenommen werden?.

— Auch ein weiterer Effekt der Europdischen Wihrungsunion konnte die
Wirksamkeit des Wettbewerbs auf die » Lohndisziplin« mindern: Bisher —
d. h. auch im EWS — waren das aufsenwirtschaftliche (Un-)Gleichgewicht
eines Landes und seine internationale Konkurrenzfiahigkeit ein wichtiges
Regulativ z. B. fiir iiberhohte Lohnforderungen. Dieses disziplinierende
Moment wird in einem Binnenmarkt ohne Grenzen nicht mehr in dem ge-
wohnten Mafle wirken konnen, da die (export-)schiadigenden Wirkungen
iiberhohter Lohnabschliisse keine unmittelbar erkennbaren Auswirkun-
gen auf Handels- und Leistungsbilanz und Wechselkurse haben kénnen:
Diese GroBlen werden in einer Wihrungsunion entweder nicht mehr er-
rechnet, oder sie sind notwendigerweise ganz weggefallen. Es ist daher
mit einer um so schnelleren Angleichung der Lohn- und auch der Preis-
niveaus zu rechnen.

An dieser Stelle mull festgestellt werden, da die Einfiihrung einer
Wiéihrungsunion mit erheblichen Risiken verbunden ist: Sind die unerldf3-
lichen Bedingungen fiir eine Wahrungsunion nicht erfiillt, sind gravierende
wirtschaftliche Nachteile oder jedenfalls unnotig harte Anpassungspfade
der beteiligten Volkswirtschaften zu erwarten. Wie in Abschnitt 2 gezeigt
wurde, sind diese Bedingungen in der EG jedenfalls zur Zeit nicht erfiillt.
Die Risiken wiren fiir die europiischen Staaten allerdings zu ver-
nachlédssigen, wenn hinreichend gesichert wire, dal die erforderlichen Be-
dingungen bei Eintritt in die Wihrungsunion vorldgen. Dies sollen die soge-

2 Ebenso wahrscheinlich wie die geschilderten 6konomischen Anpassungseffekte erscheint leider auch die inzwi-
schen giingige Politikerentschuldigung, niemand, auch kein Okonom, habe etwas von den gewaltigen Strukturun-
terschieden geahnt oder jedenfalls geduBert. Nicht zuletzt hierin liegt fiir Okonomen ein starkes Motiv, auch bei
grundsitzlicher Bejahung des Europa-Gedankens 6ffentlich Kritik am Konzept von Maastricht zu duf3ern.
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nannten »Konvergenzkriterien« sicherstellen, die als »zwingende« Ein-
trittsbedingungen fiir die geplante Europdische Wihrungsunion vereinbart
worden sind.

4. Die Kritik an den Konvergenzkriterien: Unverbindlichkeit und Termin-
druck

Als Mafstab dafiir, ob und inwieweit in den Mitgliedstaaten »ein hoher
Grad an dauerhafter Konvergenz« (Art. 109 j EWGV n. F.) der wichtigsten
Wirtschaftsdaten vorliegt, wurden in Maastricht vier Kriterien festgelegt
und in einem Zusatzprotokoll prizisiert. Bei genauerer Betrachtung weisen
allerdings auch sie gravierende Méngel auf.

a) Das Kriterium der Preisstabilitit

Ein ausreichend hoher Grad an Preisniveaustabilitit soll vorliegen, wenn
die Inflationsrate eines Mitgliedstaates wihrend des letzten Jahres vor der
Priifung durchschnittlich hochstens » 1,5 Prozentpunkte iiber der Inflations-
rate jener — hochstens drei — Mitgliedstaaten liegt, die auf dem Gebiet der
Preisstabilitit das beste Ergebnis erzielt haben«.

Hélt man Preisniveaustabilitét fiir ein wichtiges wirtschaftspolitisches
Oberziel, und strebt man daher — wie es die Deutsche Bundesbank tut — eine
absolute Inflationsrate von hochstens 2% an, muf} die relative Definition
dieses Konvergenzkriteriums ungeeignet erscheinen. Wiirden die »besten
Drei« z. B. eine Inflationsrate von 5% aufweisen, wiirden demnach auch
alle Staaten mit bis zu 6,5% Geldentwertung in die Wahrungsunion aufge-
nommen. Im iibrigen ist bisher nicht geklért, ob die Orientierungsgrof3e der
drei »best performer« eine (etwa gewichtete) Durchschnittsgrof3e sein soll,
oder ob sogar die hochste Inflationsrate dieser drei Staaten herangezogen
werden darf. Bedenklich muf} auch die kurze Priifungsperiode von nur ei-
nem Jahr erscheinen, die wohl kaum geeignet ist, eine »dauerhafte Konver-
genz« zu belegen.

b) Das Kriterium der Wechselkursstabilitit

Als Nachweis der auflenwirtschaftlichen Stabilitdt und friktionsfreien
Integrationsfihigkeit in eine Wiahrungsunion soll die Einhaltung der norma-
len Bandbreiten des EWS (das bedeutet zur Zeit +/- 2,25% um den Leitkurs)
»seit mindestens zwei Jahren ohne Abwertung gegeniiber der Wihrung ei-
nes anderen Mitgliedstaates« gelten (Art. 109] Abs. 1 EWGV n.F.).
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Auch wenn hier wiederum die kurze Priifungsperiode zu beméngeln ist,
scheint dieses Vertragskriterium zunichst relativ »hart« zu sein. Wesentlich
»weicher« liest sich dagegen die Prézisierung im Zusatzprotokoll, denn nun
muf die normale Bandbreite in den letzten zwei Jahren lediglich »ohne star-
ke Spannungen eingehalten« worden sein, und der Mitgliedstaat »darf den
bilateralen Leitkurs ... gegeniiber der Wihrung eines anderen Mitgliedstaa-
tes nicht von sich aus abgewertet haben« (Art. 3 Protokoll iiber die Konver-
genzkriterien).

Diese Formulierungen sind zumindest auslegungsfihig. So muf3 bisher
als ungeklirt gelten, ob Leitkursanpassungen im Rahmen umfassender Rea-
lignments oder solche auf Veranlassung eines anderen Mitgliedstaates
ebenfalls zum Ausschluf} fiihren, oder ob sie nicht vielmehr als Ausnahmen
von der an sich strengen Regel interpretiert werden.

Sofern Realignments in der Beobachtungszeit tatsdchlich zur Disqualifi-
zierung fiihren, ist wohl damit zu rechnen, daf} die Aspiranten der Européi-
schen Wihrungsunion jedenfalls »von sich aus« keine Bitte um ein Realign-
ment dufern, sondern vielmehr um jeden Preis zu vermeiden suchen. Die
schédlichen Folgen politisch bedingter Wechselkursfixierungen sind aber
zuletzt in den Wihrungsturbulenzen des Jahres 1992 besonders deutlich ge-
worden.

Aus diesem Grund ist davon auszugehen, daf sich bis zur Einfiihrung der
»unwiderruflich fixierten Wechselkurse«, d. h. bis spitestens 1999, erhebli-
cher Anpassungsbedarf angestaut haben wird: Es wird zu diesem Zeitpunkt
mit groer Wahrscheinlichkeit zu — dann allerletzten — Wechselkursverén-
derungen kommen, und zwar nicht zuletzt schon deshalb, weil man allzu
»krumme« Umrechnungskurse wohl vermeiden will*°.

Sind aber beim Ubergang zur Europiischen Wihrungsunion solche Neu-
bewertungen unbekannten Umfangs zu erwarten, werden die Wirtschafts-
subjekte iiber den Geldwert ihrer bisherigen nationalen Wihrung zuneh-
mend verunsichert sein, je ndher der Umstellungstermin riickt: Sie werden
daher u. U. in groBem Umfang versuchen, auf wertstabile Nicht-EWS-
Wihrungen auszuweichen, und es mag auch fraglich erscheinen, inwieweit
sie bereit sein werden, in den Jahren vor der Umstellung z. B. langfristige
Schuldtitel zu erwerben. Beides schadet der Funktionsfahigkeit der Geld-
und Kapitalmirkte.

% Vgl. H. Lehment/L. Scheide, Die Europiische Wirtschafts- und Wihrungsunion: Probleme des Ubergangs, in: Die
Weltwirtschaft, Nr. 1/1992, S. 50ff. (60f.).
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c) Die Kriterien der Finanzlage der 6ffentlichen Hand und des Zinsniveaus

Da mit dem Maastrichter Vertrag zwar eine gemeinsame Geldpolitik, aber
keine politische Union und somit auch keine gemeinsame Haushaltspolitik
der Mitgliedstaaten vereinbart worden ist, waren Kriterien bzw. Mechanis-
men erforderlich, die eine hinreichende Konvergenz und vor allem auch Be-
grenzung des staatlichen Finanzgebarens sicherstellen. Fiir die Aufnahme
in die Wihrungsunion wird daher einerseits ein (langfristiges) nationales
Zinsniveau gefordert, das im Jahr vor der Priifung nicht mehr als 2 Prozent-
punkte tiber dem der drei preisstabilsten Lander liegt; zum anderen darf kei-
ne formliche Ratsentscheidung vorliegen, die ein »iibermiBiges Defizit«
des betroffenen Staates feststellt. In diesem Punkt verweist das Protokoll
iiber die Konvergenzkriterein auf Art. 104 c EWGV n.F.

Gegen das Zinskriterium spricht nicht nur das bereits bekannte Argument
der kurzen Priifungsperiode, sondern auch das Argument eines recht »will-
kiirlich« gegriffenen Zahlenwertes. Vor allem aber an dem Defizitkriterium
148t sich Kritik anbringen. Zum einen ist keineswegs sicher, dafl der Rat sich
in jedem Fall und unverziiglich zu dem spektakuliren, fiir die angeprangerte
Regierung prestigeschidigenden Schritt entschlieBen wird, »mit qualifi-
zierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission und unter Beriicksichti-
gung der Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebenenfalls
abzugeben wiinscht, nach Priifung der Gesamtlage« (Art. 104 ¢ Abs. 6
EWGV n.F) ein libermiBiges Defizit festzustellen. Wenn schon diese
Formulierungen zahlreiche Bedingungen stellen bzw. Interpretationsspiel-
rdume er6ffnen und daher bedenklich erscheinen, gilt dies erst recht fiir die
Prizisierungen in dem zugehorigen »Protokoll iiber das Verfahren bei ei-
nem iibermiBigen Defizit«.

— Die in Art. 2 dieses Protokolls enthaltenen Definitionen fiir die Begriffe
»Offentliches Defizit«, »Investitionen« und »Schuldenstand« konnten
z. B. durch sogenannte »Nebenhaushalte« im Wege der »kreativen staatli-
chen Buchfiihrung« unterlaufen werden®'. Die Stringenz, mit der diese
Begriffe ausgelegt und ihre Einhaltung iiberwacht werden, diirfte ganz
von den Befugnissen und Fihigkeiten der — wohl von der Kommission
einzusetzenden — Priifungsgruppen abhédngen. Es ist allerdings sehr wahr-
scheinlich, daB sich dagegen die Regierungen mit Argumenten durchset-

Vgl. dhnlich T. Giickle, Die Begrenzung von Budgetdefiziten in einer Europdischen Wihrungsunion, in: Wirt-
schaftsdienst, 72. Jhg., Nr. 5/1992, S. 264ff. (269). Vgl. auch Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschftlichen Entwiclung, Jahresgutachten 1991/92, BT-Drucks. 12/1618, Tz. 432f., der auf die Notwendigkeit
hinweist, auch die Verschuldung sé@mtlicher Parafisci (wie der Sozialversicherung) und &ffentlicher Unternehmen
einzubeziehen (Tz. 433).
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zen werden, die auf »alle sonstigen einschlidgigen Faktoren« (Art. 104c
Abs. 3 EWGV n.F.) verweisen, oder darauf, daf} die Referenzwerte wegen
besonderer Umstidnde (Mezzogiorno oder » Aufbau Ost«) nur ausnahms-
weise und voriibergehend iiberschritten« werden (Art. 104c Abs. 2 lit a
EWGYV n.F.)*.

— Diese Referenzwerte sehen die Aufnahme in die Wihrungsunion vor, so-
fern zum Zeitpunkt der Ratsentscheidung das 6ffentliche Defizit (d . h. die
Neuverschuldung eines Jahres) 3% und der gesamte (d. h. kumulierte) 6f-
fentliche Schuldenstand 60% des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen
nicht iibersteigt. Hier liegt nun sogar eine nur zeitpunktorientierte Prii-
fung vor, und wiederum sind die Zahlenwerte ohne nihere Begriindung
festgelegt worden®’. Schwerer jedoch wiegt, daB die Einhaltung dieser
Werte nach Aufnahme in die Wihrungsunion nur unzureichend gesichert
werden kann. Darauf ist weiter unten (Abschnitte 5 und 6) noch zuriickzu-
kommen.

Selbst wenn man die hier gedufBerte Kritik an der Formulierung der
Konvergenzkriterien vernachldssigt oder die Kriterien sogar fiir ausrei-
chend hilt, den Erfolg der Wihrungsunion sicherzustellen, konnte dieser
Erfolg entscheidend gefihrdet werden, wenn die Kriterien nicht konsequent
angewendet wiirden. Eine genauere Analyse des Vertragstextes fordert in
dieser Hinsicht tatsdachlich schwerwiegende Bedenken zutage.

d) Kardinalfehler I der Konvergenzkriterien: Unverbindlichkeit

Entgegen den Beteuerungen zur Zeit (moglicherweise aber nicht mehr
1998) maBgeblicher Politiker**, ergeben sich aus dem Vertragstext keine
Hinweise auf die Verbindlichkeit der Konvergenzkriterien. Vielmehr ist fiir
die Entscheidung iiber die Einfiihrung der Wihrungsunion folgendes Proce-
dere vorgesehen:

Auch K. Habermeier/H. Ungerer, Eine einheitliche Wihrung fiir die Europdische Gemeinschaft, in: Finanzierung
und Entwicklung, Nr. 9/1992, S. 26ff. (29) erkennen an, daf ». . . die wirtschaftlichen Kriterien, speziell die finanz-
politischen, einen erheblichen Ermessensspielraum bieten«.

Vgl. kritische hierzu auch H. Schlesinger, Voraussetzungen fiir die Schaffung einer Europidischen Wihrung, in:
Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 85 v. 1. 1. 2. 1992, S. 2, der diese Werte insgesamt
fiir zu hoch hilt.

3 1In jeder Hinsicht bemerkenswert z. B. die dahingehenden AuBerungen des Bundesfinanzministers im Rahmen der
Bundestagdebatte iiber das Ratifizierungsgesetz zum Vertrag von Maastricht, in denen zudem versichert wurde, die
D-Mark werde auch nach Einfiihrung der Wihrungsunion zunéchst weiterexistieren, und selbst nach Umstellung
auf die gemeinsame Wihrung blieben Reallohne und -vermogen vollig unveréindert; vgl. Handelsblatt Nr. 196 v.
9./10.10.1992,8.3
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— Zunichst fertigen sowohl die Kommission als auch das Europdische
Wahrungsinstitut (EWI), das Vorlauferinstitut der Européischen Zentral-
bank, jeweils einen Bericht an, in denen anhand der Konvergenzkriterien
sowie weiterer wirtschaftlicher KenngroBen beurteilt wird, »ob ein hoher
Grad an dauerhafter Konvergenz erreicht ist« (Art. 109 Abs. 1 EWGV
n.F.)

— »Auf der Grundlage dieser Berichte« beurteilt darauthin der Ministerrat,
»ob die einzelnen Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen fiir
die Einfiihrung einer einheitlichen Wihrung erfiillen«. Seine Feststellun-
gen empfiehlt er dem Rat der Staats- und Regierungschefs. Es fillt auf,
daB bereits auf dieser Stufe die Konvergenzkriterien im einzelnen keine
ausdriickliche Erwahnung mehr finden. Daher ist zu erwarten, daf3 schon
hier nur »auf Grundlage« der beiden Berichte, d. h. mit Auslegungs- und
Ermessensspielrdumen geurteilt wird. Dies gilt noch viel deutlicher fiir
den dritten und entscheidenden Schritt.

— Im ersten Priifungsverfahren (d. h. spétestens am 31.12.1996) entscheidet
der Rat der Staats- und Regierungschefs mit qualifizierter Mehrheit, »ob
eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen fiir
die Einfiihrung einer einheitlichen Wihrung erfiillt« und »ob es fiir die
Gemeinschaft zweckmiBig ist, in die dritte Stufe einzutreten«. Wird der
Eintritt noch nicht beschlossen, entscheidet der Rat der Staats- und Regie-
rungschefs bis zum 30.6.1998, »welche Mitgliedstaaten die notwendigen
Voraussetzungen« erfiillen. Zunéchst ist zum einen darauf hinzuweisen,
daB hier ZweckmaiBigkeitsiiberlegungen und damit u. U. rein politische,
jedenfalls nichtwirtschaftliche Argumente ausdriicklich Eingang in die
Entscheidung finden sollen. Zum anderen aber — und das ist ausschlagge-
bend — soll die Entscheidung des Europidischen Rates 1996 »unter ge-
biihrender Berticksichtigung«, 1998 sogar nur noch »unter Beriicksichti-
gung« der beiden Berichte der Kommission und des EWI sowie der
Stellungnahme des Ministerrates getroffen werden.

Es muf} daher als erwiesen gelten, daf; sich die Staats- und Regierungschefs
miihelos und unter Hinweis auf hohergeordnete Interessen bzw. die Zweck-
méiBigkeit ihrer Entscheidung iiber die (mangelnde) Erfiillung der Konver-
genzkriterien hinwegsetzen und die Wihrungsunion einfiihren konnen, ohne
mit dem Vertragstext in Konflikt zu geraten®. Die Vielstufigkeit des Ent-
scheidungsprozesses und die » Abschiebung« der Konvergenzkriterien in

3 Im Ergebnis vgl. ebenso H. Mundorf, Die Konvergenz ist keine Bedingung, in: HandelsblattNr.2 v. 3./4.1.1992,S.2
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zwei unverbindliche Arbeitsunterlagen legt den Verdacht nahe, daf} diese
Unverbindlichkeit sogar gewollt ist.

In auffallendem Gegensatz hierzu steht dagegen die absolute Verbindlich-
keit des Terminplans, nach dem die beschriebenen Entscheidungen getrof-
fen werden miissen.

e) Kardinalfehler II der Konvergenzkriterien: Verkniipfung mit festem Zeit-
plan

Wie eben erwihnt, setzt der Vertrag fixe Termine fiir die Entscheidung tiber
den Eintritt in die Wahrungsunion. Die Wirkung dieses »Fahrplans« ist an-
gesichts der groflen und fortbestehenden 6konomischen Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten und wegen der Unverbindlichkeit der Konver-
genzkriterien nur sehr schwer abzuschitzen.

— Bei optimistischer Sicht lieB3e sich darauf verweisen, dal3 der Termindruck
einen positiven Anreiz setzt, durch Anpassungs- und Stabilitidtsprogram-
me die Erfiillung der Konvergenz- und Stabilititskriterien anzustreben
und damit Aufnahme in den Kreis der »Qualifizierten« zu finden.

— Die rasche Anpassung der Volkswirtschaften an die Konvergenzkriterien
(z. B. durch scharfe Riickfiihrung der Staatsverschuldung) konnte aller-
dings in einigen Mitgliedstaaten zu drastischen Wachstums- und Beschif-
tigungsriickgingen fiihren®. Eine eher pessimistische, leider aber nicht
vollig unrealistische Sichtweise 146t daher vermuten, dal zumindest eini-
ge Lander Verhandlungsspielrdume gewinnen wollen und »NachlaB« bei
den — ohnehin nicht letztentscheidenden — Konvergenzkriterien erbitten
werden. Dieses »strategische Spiel«*” konnte ihnen um so leichter fallen,
falls bereits in der Ubergangsphase zur Wihrungsunion Prizedenzfille
fiir » Ausnahmegenehmigungen« zur Aufweichung der Kriterien geschaf-
fen wiirden.

3 Zu entsprechenden Modellrechnungen des IWF D. Parson/P. R. Greiff, EC’s Tough Maastricht Aims Could Cut
Growth, IMF Says, in: The Wall Street Journal Europe v.29.7.1992,S.2.

3 H.Lehment/J. Scheide, Die Europiische Wirtschafts- und Wihrungsunion: Probleme des Ubergangs, in: Die Welt-
wirtschaft, Nr. 1/1992, S. 50ff. (56).

22 Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
C.C. Hedrich: Kritik der Europäischen Währungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag


C.C. Hedrich: Kritik der Europaischen Wahrungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag

Einige Indizien und Uberlegungen unterstreichen die Wahrscheinlichkeit,
da} die Staats- und Regierungschefs im Entscheidungszeitpunkt nicht
»kleinlich« sein werden und - z. B. wegen der »ZweckmiBigkeit« des Euro-
pa-Gedankens —die Wihrungsunion in jedem Fall beschlieBen werden.

— So hat etwa Belgien schon im Sommer 1992 »Entgegenkommen bei der
Totalschuld«*® gefordert.

— Belgien diirfte die Erfiillung des Schuldenkriteriums schon allein deshalb
mehr oder weniger erlassen werden, weil es seit langem eine Wihrungs-
union mit Luxemburg bildet. Dieses Land aber ist einer der ganz wenigen
Mitgliedstaaten, die bereits heute die Konvergenzkriterien erfiillen. Es er-
scheint daher undenkbar, dafl zwar Luxemburg, nicht aber Belgien in die
kiinftige Européische Wahrungsunion aufgenommen wird.

— Bei einer solchen Konstellation diirfte auch die hohe 6ffentliche Verschul-
dung Deutschlands kein wesentliches Aufnahmehindernis sein, wofiir
schon die bisherige Rolle der Deutschen Mark im EWS hinreichende Ar-
gumente liefert.

Es wird somit klar, daf} erst der zwingende Zeitplan in Verbindung mit den
unverbindlichen und auslegungsfihigen Konvergenzkriterien jene brisanten
Rahmenbedingungen schafft, die einen Start in die Wéahrungsunion auch
entgegen der okonomischen Ratio mdglich bzw. wahrscheinlich machen®.
Selbst dann aber, wenn bei Eintritt in die Wihrungsunion Konvergenz vor-
liegen sollte, ist dennoch ihre Aufrechterhaltung danach keineswegs garan-
tiert. Dies gilt vor allem fiir das Schuldenkriterium.

5. Die Midngel des Sanktionsmechanismus gegen iibermdflige Kapital-
marktfinanzierung des Staates

Da nach den Regeln des Maastrichter Vertrages Kredite der Européischen
Zentralbank an die Mitgliedstaaten (von der Gewinnausschiittung abgese-
hen) vollig untersagt sind, sind die Staaten auf die Kapitalmarktfinanzie-

HBVv.3.6.1992,S.2.
Vgl. BHF-Bank, Europidische Wihrungsunion: Zwischen Automatismus und Ermessensfreiheit, in: Deutsche Bun-
desbank (Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 19 v. 11. 3. 1992, S. 5f. Gegen eine Entscheidung »anhand starrer
Fahrpline« wandte sich kurz vor Vertragsabschlu3 z.B. auch H. Schiesinger, Schneller und harter Test, in: Wirt-
schaftswoche Nr. 50 v. 6. 12. 1991, S. 88ff. (91).
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rung angewiesen. Eine iiberméfBige Verschuldung einzelner Mitgliedstaaten
der Wihrungsunion, die z. B. einer stabilititsorientierten Geldpolitik der
Europiischen Zentralbank zuwiderliefe, soll nun grundsitzlich durch die
Marktmechanismen unterbunden werden:

— Zum einen soll der Staat mit den Privaten um Kapital konkurrieren und
bei stiarkerer Nachfrage auch hohere »Preise«, d. h. Zinsen zahlen. Ange-
sichts der erwiesenen »Zinsrobustheit« der 6ffentlichen Hand kann davon
jedoch nur eine geringe Disziplinierungswirkung erwartet werden.

— Zum anderen soll der Staat bei iiberméBiger Verschuldung hohere Risiko-
priamien bezahlen.

Damit diese Mechanismen wirken konnen, wurde jede Haftung der Mit-
gliedstaaten oder der EG fiir einzelne Mitglieder grundsitzlich ausgeschlos-
sen; zudem will die Gemeinschaft die Markttransparenz und die Sanktions-
wirkungen erhohen, indem sie negative Einschitzungen iiber den
Schuldenstand eines Mitgliedstaates — nach erfolgloser Anmahnung — auch
veroffentlicht und die Riickfiihrung der Defizite gegebenenfalls sogar durch
Verhidngung von Geldstrafen »herbeizwingen« will (Art. 104c EWGV n.
F).

Abgesehen davon, dal die Androhung von Geldstrafen einen bereits noto-
risch iiberschuldeten Staat wenig beeindrucken diirfte, erscheint der ganze
Ansatz wenig durchdacht.

— Eine Wihrungsunion bildet per se eine (im Grunde unkiindbare)
Solidargemeinschaft. Wie aber soll in einer solchen Gemeinschaft gerade
die gegenseitige Haftung aufgehoben werden konnen? Viel wahrschein-
licher ist, daf3 bereits im Vorfeld einer drohenden Staatsilliquiditét hinrei-
chende Beistandsleistungen gewéhrt werden, wofiir schon heute der Aus-
bau der Europiischen Fonds deutliche Zeichen setzt*.

— Dabher ist auch zu erwarten, daf3 die Sanktionsmechanismen des Marktes
gegen graduelle Bonititsverschlechterungen eines Staates gerade durch

DaB die Mirkte den Haftungsausschlufl nach Art. 104 b EWGV n. F. (»no-bail-out-clause«) nicht ernst nehmen
werden, vermutet z. B. auch D. Duwendag, Zur Frage eines tragfihigen policy-mix: Sind addquate Regeln fiir die
Fiskalpolitik unentbehrlich?, in: M. Weber (Hrsg.) , Europa auf dem Weg zur Wihrungsunion, Darmstadt 1991, S.
221ff. (228). Vgl. ebenso H. Carré/K. H. Johnson, Progress toward a European Monetary Union, in: Federal Reser-
ve Bulletin, Vol. 77, Nr. 10/1991, S. 769ff. (780).

4
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die Wihrungsunion auller Kraft gesetzt oder wenigstens abgeschwicht
werden*!. So trifft die Kapitalnachfrage eines Mitgliedstaates nun auf das
deutlich groBere Kapitalangebot des einheitlichen Kapitalmarktes. Sie
wird also nicht mehr das nationale Zinsniveau beeinflussen (d. h. anhe-
ben), sondern in viel geringerem Ausmal} das einheitliche europdische
Zinsniveau steigern: Die Kosten der Verschuldung werden z. T. auf die
Partner in der Europédische Wahrungsunion bzw. ihre Wirtschaftssubjekte
abgewilzt, die Bremswirkung steigender Zinslasten nimmt fiir das einzel-
ne Land ab*.

— Auch die Ratingagenturen werden die Bonitit eines Staates vor dem Hin-
tergrund des vergroBerten Haftungspotentials der Unionsmitglieder und
des erweiterten Marktvolumens beurteilen. Der Haftungsverbund der
Wihrungsunion wird nicht zuletzt dadurch unterstrichen, daf3 der Maa-
strichter Vertrag — wie schon der EWGV — weder den Austritt noch den
AusschluB} eines Mitglieds vorsieht.

Es ist somit nicht ersichtlich, wie die 6ffentliche Verschuldung unter dem
Regime der Europdischen Wihrungsunion nach dem Maastrichter Modell
wirksam begrenzt werden soll. Diese Frage erlangt besondere Relevanz
durch die Tatsache, daf} die geplante Europiische Zentralbank eine weitge-
hend unabhingige Geldpolitik verfolgen soll.

6. Die Unzulinglichkeiten der Regelungen zur Unabhdngigkeit der Eu-
ropdischen Zentralbank

Da der Umlauf moderner Wihrungen nicht mehr an ein knappes Gut (etwa
die Goldreserven der Notenbank) gebunden ist, wird nach ganz herrschen-
der Meinung die Unabhingigkeit der Zentralbank von den Finanzierungs-
wiinschen der gesellschaftlichen Gruppen und insbesondere des Staates als
notwendige Bedingung zur Sicherung des Geldwertes angesehen. Nach

&

Vgl. R. Ohr, Die 6konomische Kritik am Vertrag von Maastricht, in: Wirtschaftspolitische Blitter, Wien, Nr.
1/1993. Dem Problem der (mangelnden) Kapitalmarktkontrolle der nationalen Haushaltspolitiken und der daraus
folgenden Koordinierungsmingel zwischen Geld- und Fiskalpolitik widmete schon der sog. Delors-Bericht breiten
Raum, vgl. Ausschuf3 zur Priifung der Wirtschafts- und Wéhrungsunion, Bericht zur Wirtschafts- und Wihrungs-
union in der EG, Briissel 1989, Tz. 30 und 33. Vgl. ferner m. w. N. O. Issing, Institutionelle Grundlagen einer Eu-
ropdischen Wihrungsunion, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 76 v. 11. 10. 1991,
S. 4ff. sowie ders., Disziplierung der Finanzpolitik in der Europdischen Wihrungsunion?, ebenda, Nr. 21 v. 18. 3.
1992, S. 1ff. Vgl. weniger skeptische dagegen J. Scheide/P. Trapp, Etatdisziplin vom Markt, in: Deutsche Bundes-
bank (Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 13 v.27.2.1991, S. 5ff.

Zu diesen »spill-over-costs« der Staatsverschuldung vg. auch N. M. Healy/P. Levine, Unpleasant Monetarist Arith-
metic Revisited: Central Bank Independence, Fiscal Policy and European Monetary Union, in: National Westmin-
ster Bank Quarterly Rev., August 1992, S. 23ff. (35).

&

Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993) 25


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
C.C. Hedrich: Kritik der Europäischen Währungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag


C.C. Hedrich: Kritik der Europaischen Wahrungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag

dem Vorbild der Deutschen Bundesbank* wurde die geplante Européische
Zentralbank daher ebenfalls formell weitgehend unabhingig gestaltet.

— Die funktionelle Unabhingigkeit kann als gesichert betrachtet werden, da
die Europiische Zentralbank eindeutig auf das Oberziel der Preisniveau-
stabilitit verpflichtet und mit den erforderlichen geldpolitischen Kompe-
tenzen und Instrumenten ausgestattet worden ist.

— Die finanzielle Unabhingigkeit ist differenziert zu beurteilen: Zwar wer-
den alle Arten von Krediten an 6ffentliche Stellen, also auch kurzfristige
Kassenkredite, ausdriicklich untersagt, was sogar iiber die Bestimmungen
des Bundesbankgesetzes hinausgeht. Allerdings wurde die auch in die-
sem enthaltene Vorschrift iibernommen, daf3 der Notenbankgewinn weit-
gehend auszuschiitten ist. Eine ernsthafte Gefihrdung der Geldpolitik
sollte davon jedoch nicht zu erwarten sein.

— Die personelle Unabhingigkeit kann zwar formal als gesichert gelten, je-
doch bietet sie keine Gewihr gegen freiwilligen oder »vorauseilenden«
Gehorsam gegeniiber staatlichen Verhaltenserwartungen, zumal z. B. die
Notenbankgouverneure, die im Zentralbankrat die Mehrheit stellen wer-
den, auf eine Verldngerung ihrer — mit nur fiinf Jahren recht kurzen —
Amtszeit hinwirken werden. Auch die Amtszeiten der Direktoriumsmit-
glieder erscheinen mit acht Jahren bei fehlender Wiederbestel-
lungsmoglichkeit knapp bemessen*t.

Unterstellt man jedoch sowohl prinzipielle Eignung der rechtlichen Rege-
lungen als auch unerschiitterlichen Stabilitdtswillen der Entscheidungstri-
ger, so gilt es dennoch zu bedenken, daf der Erfolg der Geldpolitik entschei-
dend von weiteren Faktoren abhingt: Man darf also die Bedeutung
institutioneller Stabilitdtsfaktoren wie z. B. der formalen Sicherung der
Zentralbankautonomie durch Statuten nicht iiberschitzen. Sie sind zwar
eindeutig notwendige, nicht aber hinreichende Bedingung fiir Geldwert-
stabilitét.

43

Deren Unabhingigkeit kniipft an die Unabhingigkeit der Reichsbank zwischen 1922 und 1933 an, die allerdings
nur auf ausdriicklichen Wunsch der Allierten nach dem Ersten Weltkrieg eingefiihrt wurde. Ihr »Export« etwa nach
England und Frankreich in diesen Tagen ist insoweit gewissermalien eine verspiteter »Re-Import«; vgl. C.-Chr. He-
drich, Die Geschichte der Reichsbank: Ein Beitrag zu den Diskussionen iiber die Unabhingigkeit der Notenbank
und iiber gemischtwirtschaftliche Unternehmen, Diskussionsbeitrige aus dem Institut der Volkswirtschaftlehre,
Universitit Hohenheim, Nr. 52/1990, S. 15ff.

Vgl. ausfiihrlicher J. B. Donges et al. (Kronberger Kreis), Einheit und Vielfalt in Europa. Fiir weniger Harmonisie-
rung und Zentralisierung, Schriftenreihe des Frankfurter Instituts fiir wirtschaftspolitische Forschu7ng, Bad Hom-
burgv.d.H. 1992, Tz.7.

4
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— Eine ganz entscheidende Rolle spielt vielmehr auch das Vertrauen, das die
Wirtschaftssubjekte in den Stabilitdtswillen der Zentralbank haben. Die
Europiische Zentralbank wird in dieser Hinsicht jedoch zunéchst ein »un-
beschriebenes Blatt« sein und Vertrauen erst langsam erwerben kénnen
bzw. miissen.

— Dieser Umstand wird dadurch erschwert, dafs nach dem Maastrichter Ver-
trag die nationalen Notenbanken, aus denen die Européische Zentralbank
hervorgehen soll bzw. deren Vertreter im Europédischen Zentralbankrat
sitzen werden, erst mit Eintritt in die Dritte Stufe unabhédngig werden
miissen. Das aber bedeutet, daf bis dahin zumindest in einigen Lindern
keine Erfahrungen mit der Notenbankunabhdngigkeit gesammelt und in-
soweit auch keine »Traditionen« herausgebildet werden konnen. Wie
wichtig dies jedoch ist, zeigt die Tatsache, dafl der Begriff der Noten-
bankunabhiingigkeit in Europa heute noch ganz unterschiedlich interpre-
tiert und bisweilen sogar bis zur Unkenntlichkeit verbogen wird*.

— SchlieBlich ist bereits hier auf die Schwierigkeit hinzuweisen, eine fiir al-
le Mitgliedstaaten gleichermallen »passende« Geldpolitik zu verfolgen.
Dies diirfte angesichts der unterschiedlichen strukturellen und konjunktu-
rellen Entwicklungen der Mitgliedstaaten sogar nahezu unmoglich sein.
Schon aus diesem Grund wird die Akzeptanz der Europédischen Zentral-
bank bzw. ihrer Politik durch die Bevolkerungen der Mitgliedstaaten nur
schwerlich jenen Grad erreichen, den die Bundesbank in Deutschland er-
fahrt. Der in einem Wihrungsraum herrschende (gesellschaftliche)
Stabilititskonsens ist aber eine unabdingbare Voraussetzung fiir die
Durchsetzung einer preisniveaustabilisierenden Geldpolitik in schwie-
riger Lage. Er gehort gewissermaflen zu den wichtigsten »Produktions-
faktoren« einer Notenbank. An einem solchen europaweiten Konsens
diirfte es aber noch lange Zeit ebenso mangeln wie an einer entsprechen-
den, einheitlichen Gemeinwohldefinition fiir das hoheitliche Handeln der
Europiischen Zentralbank.

— Die Bedeutung gesellschaftlicher Grundhaltungen und Prozesse fiir den
Erfolg der Geldpolitik wird nicht zuletzt darin deutlich, da3 eine Zentral-
bank stets auf die Mitwirkung der Tarifparteien und der Regierung an-

&

5 Dies belegen z.B. entsprechende AuBerungen des franzosischen Staatsprésidenten Mitterand vor dem Maastricht-
Referendum: »Les techniciens de la Banque Centrale sont chargés d’appliquer dans le domaine monétaire les déci-
sions du Conseil Eeuopéen . . .«, ». . j’entends . . . que cette Banque Centrale Européenne sera maftresse des décisi-
ons! Ce n’est pas vrai!». Wortlaut und Kommentare dokumentiert in Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige aus
Presseartikeln Nr. 61 v.9.9.1992, S. 1ff.
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gewiesen ist. Andernfalls kann die Geldpolitik schnell »iiberfordert« sein.
Gerade in der kiinftigen Europdischen Wihrungsunion aber wird

z. B. der Zusammenhang zwischen — weiterhin nationalen — Lohnent-
wicklungen und den Erfordernissen der Geldwertstabilitit nicht mehr so
direkt zu vermitteln sein wie bisher. Zum einen wird das groflere Wih-
rungsgebiet Fehlentwicklungen scheinbar besser »verarbeiten«, zum an-
deren wird es noch leichter als bisher moglich sein, inflationédre Tenden-
zen einseitig der Zentralbank anzulasten.

— Ein sicher noch gravierenderes Problem ergibt sich aus der mangelnden
politischen Integration Europas, die weiter oben bereits erwihnt worden
ist: Die Mitgliedstaaten der EG konnten sich nicht darauf verstindigen,
die Finanzpolitik ebenso stark zu zentralisieren wie die Geldpolitik. Dies
ist angesichts der Verfassungstraditionen westlicher Demokratien auch
sehr verstidndlich, gehort das Budgetrecht doch zu den iltesten und
vornehmsten Rechten der nationalen Parlamente. Hétte man die Verant-
wortung fiir die Staatsausgaben der EWU-Mitglieder gleichermallen auf
europdischer Ebene zusammengefiihren wollen, héitte es jedoch nicht
geniigt, nur geringe Finanzierungs- und Ausgabekompetenzen zu
zentralisieren. Um eine einheitliche Wirtschaftspolitik zu gewihrleisten,
hitte vielmehr ein gegeniiber den nationalen Budgets dominanter eu-
ropdischer Haushalt geschaffen werden miissen. Dies aber wire ohne
Schaffung eines europédischen Bundesstaates unvorstellbar gewesen.

— Daraus ergibt sich die 6konomisch sehr bedenkliche Situation, daf die
Geldpolitik zentral gesteuert wird, die Finanzpolitik dagegen in dezentra-
ler, nationaler Verantwortung verbleibt. Hinzu kommen jene schon be-
schriebenen Vertragsmingel, die eine wirksame Disziplinierung der na-
tionalen Haushaltspolitik verhindern oder jedenfalls erschweren. Diese
Konstellation 1468t zum einen erwarten, daf} es an der Abstimmung eines
sinnvollen »policy-mix« zwischen Geld- und Fiskalpolitik mangeln wird,
zum anderen sind fiir jede Art wirtschaftlicher Fehlentwicklungen wech-
selseitige Schuldzuweisungen zwischen den Regierungen und der EZB
gewissermalien vorprogrammiert.

Es kommt allerdings nicht nur auf die »binnenwirtschaftlichen« Wirkungen
der geplanten Wihrungsunion in ihren Mitgliedsldndern an, sondern auch
darauf, welche Effekte von dem verinderten Verhéltnis zwischen dem ge-
meinsamen Wihrungsraum und seinem »Wahrungs-Ausland« zu erwarten
sind.

28 Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993)


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 221 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
C.C. Hedrich: Kritik der Europäischen Währungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag


C.C. Hedrich: Kritik der Europaischen Wahrungsordnung nach dem Maastrichter Vertrag

7. Die »auflenwirtschaftlichen« Konsequenzen der Wihrungsunion

Hier sollen nur einige Fragen und Problemfelder aufgezeigt werden, die
sich fiir eine Europdische Wihrungsunion im »Auflenverhiltnis« ergeben
konnten.

Soistz. B. bisher weitgehend ungeklirt, in welcher Form das Europédische
Wihrungssystem weiterbestehen soll, wenn nur einige wenige Mitglied-
staaten in die Europdische Wihrungsunion eintreten. Das Verhdltnis zwi-
schen dieser und dem (Rest-) EWS ist ebenso ungeregelt wie die weitere
Existenz eines Wihrungskorbes fiir dieses »Rumpf-EWS«. Ein solcher
»Alt-ECU « konnte die kiinftige Gemeinschaftswihrung vor allem »psycho-
logisch«beeintrachtigen.

Wichtiger ist allerdings, daf} die kiinftige Europdische Zentralbank nur
beratende Stimme hat, wenn es um die Beziehungen der Gemeinschafts-
wihrung zu Drittwidhrungen geht, d. h. um die Entscheidung iiber flexible
oder feste Wechselkurse. Es ist zwar schon aus staatsrechtlichen Griinden
wohl unverzichtbar, daf nicht die Zentralbank, sondern die Regierung (hier:
der Ministerrat, Art. 109 EWGYV n.F.) Wihrungsabkommen mit Drittstaaten
schlief3t. Jedoch sollte der Europiischen Zentralbank vor allem bei der Ein-
richtung von Fixkurssystemen wenigstens iiber das »Wie«, d. h. bei der Art
und Hohe der Kursfixierung, gro3ere Entscheidungskompetenz eingeraumt
werden*S.

— Dies wird besonders bedeutsam, falls z. B. zwischen der Europidischen
Wihrungseinheit und dem US-$ bzw. dem japanischen Yen Fixkurse ver-
einbart werden sollten, da die daraus erwachsenden Interventi-
onsverpflichtungen der Europdischen Zentralbank die Stabilitit der Geld-
politik empfindlich beeintrichtigen konnten. Es ist davon auszugehen,
dal gerade die Herausbildung dreier etwa gleich grofier Wih-
rungsblicke” in den westlichen Industriestaaten die Versuchung beson-
ders fordern wird, feste Wechselkurse zu vereinbaren*®.

— Dies wire zudem schon deshalb bedenklich, weil sich Fixkurssysteme, die
tiber keine eindeutige »Ankerwdhrung« verfiigen (und das wire bei etwa

4

&

Vgl. mit dieser Forderung auch Sachverstéindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Jahresgutachten 1991/92, BT-Drucks. 12/1618, Tz. 430ff.

Vgl. zu diesen Fragen auch P. Jacquet, Européische Wihrungsunion und internationale Wihrungsordnung, in: M.
Weber (Hrsg.), Europa auf dem Weg zur Wihrungsunion, Darmstadt 1991, S. 299ff.

Hierauf deutet auch die dem Maastrichter Vertrag hinzugefiigte »Erklarung zur Zusammenarbeit mit Dritten Lén-
dern im Wihrungsbereich«, wonach die Gemeinschaft ausdriicklich »zu stabilen internationalen Wihrungsbezie-
hungen beitragen will«.

&

5
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gleichgewichtigen Partnern wie USA, Japan und Europdischer Wihrungs-
union wohl der Fall), nur schwer stabilisieren lassen®.

Auch eine Analyse auBlenwirtschaftlicher Aspekte verldngert somit die Li-
ste der Kritikpunkte am Maastrichter Vertrag. Dies gilt ebenfalls, wenn man
sich eher technischen Fragen der Geldpolitik zuwendet.

8. Die Probleme einer einheitlichen Geldpolitik

Auf »technischer« Ebene stellt sich die Frage, auf welche Weise die Eu-
ropdische Zentralbank ihr geldpolitisches Ziel der Preisniveaustabilitit rea-
lisieren wird, und zwar sowohl in strategischer als auch in taktischer bzw.
operativer Hinsicht.

Grundsitzlich wird zwischen Geldmengen- und Zinssteuerung zu wéhlen
sein. Einer »offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb« (Art. 105
EWGYV n. F)) angemessener erscheint allerdings, die Basisgeldmenge zu
steuern und die Geld- bzw. Kapitalzinsbildung den Marktkriften zu iiberlas-
sen (Zins als Knappheitspreis)>®. Der Maastrichter Vertrag 1:i8t diese Ent-
scheidung aber vollig offen’!.

Es darf ferner nicht iibersehen werden, dal die Geldpolitik, welcher Art
auch immer, gerade in einer Europdischen Wihrungsunion schon aus sach-
logischen Griinden stets nur unvollkommen gelingen kann, denn bereits die
Abschitzung wichtiger Planungsgrofen (wie des kiinftigen Produktionspo-
tentials und der Umlaufgeschwindigkeit) bereitet ungewohnte Schwierig-
keiten: Alle Grof3en miissen europaweit aggregiert betrachtet werden. Ne-
ben technischen Fragen, inwieweit die statistischen Erhebungen zuverlissig
und kompatibel sind, wird unmittelbar klar, da} der so geschneiderte »eu-
ropdische Geldmantel« niemals fiir alle Mitgliedstaaten gleichermafien
»optimal«>? sein kann:

— Er wird bei regionaler (ehemals »binnenwirtschaftlicher«) Betrachtung
stets fiir einige (wirtschaftlich starke) Linder zu »weit, fiir einige andere
(wirtschaftlich schwichere) dagegen zu »eng« sein. Daher wird es in die-

4 Vgl. H. Tietmeyer in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 69 v. 6. 10. 1992, S. 10. Vgl.

ausfiihrlicher auch: H. Ungerer, The European Monetary System and the International Monetary System, in: Jour-

nal of Common Market Studies, Vol. 27, No. 3/1989, S. 23 1ff.

Vgl. W. Riippel, Die Bundesbank konnte Vorbild fiir die EZB sein, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige aus

Presseartikeln Nr. 59 v. 31. 8. 1992, S. 5ff.

Vgl. W. Benkhoff, Europiische Zentralbank bendtigt noch einen gut sortierten Werkzeugkasten, in: Handelsblatt

Nr. 126v.3./4.7.1992,S. 13.

2 Vgl. R. Ohr, Europiische Wihrungsunion — eine Gefahr fiir Europa?, in: P. Bareis/R. Ohr (Hrsg.), Europiische Inte-
gration auf Abwegen, Hohenheimer Europa-Colloquim, Stuttgart 1992, S. 46.
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sen Lidndern zu monetédren Bremseffekten kommen, wihrend in jenen das
Geldmengenwachstum inflatorische Tendenzen in Gang setzen kann.
Wichtigste Ursache hierfiir wird sein, daf} bei der Bemessung der Geld-
versorgung mit groflter Wahrscheinlichkeit nicht die Wiinsche des »sta-
bilsten« Landes beriicksichtigt, sondern Mittelwerte als Kompromif3-
16sung gesucht werden>3.

— Auch unter aufenwirtschaftlichen Aspekten wird eine einheitliche
europdische Geldpolitik ganz unterschiedliche Auswirkungen auf die
globale Wettbewerbsfihigkeit der Regionen haben: Wird sich die kiinfti-
ge Gemeinschaftswihrung als stabil erweisen — d. h. ein inflationsfreies
Wachstum und damit die Realisierung der erhofften Integrationsziele si-
chern — wird sie auch international als Anlage- und Fakturawihrung ver-
wendet werden. Nur dann wird sie auch die Importkosten der Mitglied-
staaten stabilisieren. Sie wird dann aber zugleich die internationale
Wettbewerbsfihigkeit der schwdicheren Mitgliedstaaten (d. h. ihre
Exportchancen gegeniiber Nicht-EWU-Liandern) mindern. Der Wegtfall
nationaler Wahrungen und Wechselkurse kann sich also nicht nur auf die
Wettbewerbsverhiltnisse zwischen den Mitgliedstaaten (»Intra-EWU«),
sondern auch dariiber hinaus (»Extra-EWU«) negativ auswirken.

Gleichwohl erscheint —solange kein plausibleres und bewéhrteres geldpoliti-
sches Steuerungskonzept vorliegt — die Geldmengenstrategie das Mittel der
Wahl>*. Es diirfte sich allerdings empfehlen, eine Mindestreservepflicht ein-
zufiihren, um die Geldnachfrage der Kreditinstitute zu stabilisieren®. Dies er-
leichtert die Geldmengenpolitik, zumal auch noch wenig untersucht ist, wie
stabil sich die gesamteuropéische Geldnachfrage entwickeln wird*®. Zu be-
fiirchten ist jedoch, daf} einige Mitgliedstaaten darauf dringen werden, die
Zinspolitik und insbesondere die Diskontpolitik in den Dienst der Re-
gionalforderung zu stellen, etwa durch regional unterschiedliche Refinanzie-
rungssitze fiir Banken. Solche Vermischungen der Geldpolitik mit der
Subventionspolitik sollten jedoch strikt vermieden werden.

Auch H. Tietmeyer, Aktuelle Fragen der wihrungspolitischen Integration in Europa, in: Deutsche Bundesbank
(Hrsg.), Ausziige aus Presseartikeln Nr. 73 v. 22. 10. 1992, S. 1ff. (5), schlieB3t »die Moglichkeit politischer Kompro-
misse zu Lasten der Stabilitdt« nicht aus.

Der Sachverstindigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 1991/92, BT-
Drucks. 12/1618, Tz. 434, tritt fiir eine potentialorientierte Geldmengenstrategie ein, da dieses Konzept theoretisch
fundiert sei und geeignete stabilititsférdernde Signale fiir die Finanz- und Lohnpolitik der Mitgliedstaaten aussende.
5 So auch BHF-Bank, Dezentrale Zentralbankpolitik in der EG (2. Teil), in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Ausziige
aus Presseartikeln, Nr.49v. 15.7. 1992, S. 2f.

Vgl. zu diesen Fragen auch D. B. Smith, How can European Monetary Union be made to work in Practice?, in: The
Business Economist, Vol. 23, No. 3/1992, S. 17ff. (24ff.).
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Auch im Hinblick auf die technische Durchfiihrung der Geldpolitik lassen
sich demnach kritische Anmerkungen gegen den Vertrag von Maastricht
vorbringen. Diese und die iibrigen in diesem Beitrag vorgebrachten Kri-
tikpunkte mogen im einzelnen wenig durchschlagend, ja, vor dem Hinter-
grund des gesamteuropdischen Integrationsgedankens sogar iibertrieben
pessimistisch wirken. Dieser Eindruck wire jedoch vollig falsch. Thm 1463t
sich entgegenwirken, indem mit einem zusammenfassenden Fazit die Sum-
me der Einzelargumente gezogen und ein Gegenvorschlag unterbreitet
wird.

1V, Fazit

Im Riickblick ergeben sich bei genauer Analyse des Maastrichter Vertrages
gewichtige politische und 6konomische Bedenken:

— Die Strategie, eine Wiahrungsunion zeitlich noch vor der politischen Uni-
on einzufiihren und damit die monetire Integration als Vehikel der staat-
lichen zu instrumentalisieren, begegnet nicht nur schwerwiegenden
staatsrechtlichen Bedenken, sondern bleibt auch ohne (gelungenes) histo-
risches Beispiel.

— Wird eine Wihrungsunion nach dem Verfahren, den Kriterien und dem
Zeitplan des Maastrichter Vertrages verwirklicht, konnen ganz erhebliche
Okonomische Anpassungsprobleme und Transfererfordernisse ausgelost
werden, die schlieBlich auch den Fortschritt der politischen Integration
Europas nachhaltig beeintréichtigen.

— Diese Gefahr erscheint um so groBer, als bereits jetzt feststeht, dafl die
Volkswirtschaften Europas auf viele Jahre hinaus ganz auflergewohn-
lichen Belastungen ausgesetzt sein werden. Es sei hier zum einen an die
zunidchst weithin unterschitzten Effekte der deutsch-deutschen Wieder-
vereinigung erinnert, in deren Folge Deutschland vom groften Kapitalex-
porteur der Welt zu einem Kapitalimporteur geworden ist, zum anderen an
die wohl zur Zeit ebenfalls noch nicht in vollem Umfang wahrgenomme-
nen Transfererfordernisse, die sich aus der Systemtransformation der ost-
lichen Planwirtschaften (bis hin zum Umweltschutz) ergeben. Die real-
wirtschaftlichen Anpassungslasten, die mit der friih- bzw. vorzeitigen
Einfiihrung einer Europdischen Wihrungsunion einhergingen, konnten
die Ressourcen der (west-)europdischen Volkswirtschaften in iibermdfi-
ger, zugleich aber nahezu irreversibler Weise beanspruchen”.

57 Vgl. Handelsblatt Nr. 235 v. 6./7. 12. 1991, S. 12 sowie: Maastricht: Ausblendung Osteuropas ein Fehler, DIW-Wo-
chenbericht, 59. Jhg., Nr. 15/1992, S. 188ff.
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Der Maastrichter Vertrag erscheint daher zumindest in seinen wihrungs-
politischen Teilen unausgegoren und iiberstiirzt abgeschlossen, seine Ei-
gendynamik wirkt in vielfacher Hinsicht gefédhrlich, seine Folgen sind weit-
gehend unkalkulierbar: Die wahrscheinlichen Risiken iiberwiegen somit
den potentiellen Nutzen der Wihrungsunion bei weitem.

In Anlehnung an die juristische Terminologie lie3e sich folgende Schluf3-
folgerung ziehen: Die schnelle Einfiihrung der Europédischen Wihrungs-
union nach dem Muster von Maastricht ist weder erforderlich noch beson-
ders gut geeignet, die 6konomische — geschweige denn die politische —
Integration Europas zu fordern. Uber ihre Zumutbarkeit fiir die Gemein-
schaftsbiirger kann nur spekuliert werden. Insgesamt versto3en daher die
wihrungspolitischen Teile des Maastrichter Vertrages gegen das Prinzip
der Verhdltnismdpigkeit, wie es etwa das Grundgesetz als zwingenden Maf3-
stab allen staatlichen Handelns vorschreibt.

Die hier geduBlerte Auffassung darf jedoch keinesfalls dahin ausgelegt
werden, da3 damit die Idee der Europiischen Einigung als solche abgelehnt
wiirde. Vielmehr soll diese Idee durch die Kritik geférdert und Schaden von
ihr abgewendet werden. Dies aber ist nur sinnvoll, wenn abschlieBend auch
einige Hinweise darauf gegeben werden, was anstelle des Maastrichter Ver-
trages ratsam sein konnte.

— Zunichst wiren das bestehende Europdische Wihrungssystem beizube-
halten und seine Mechanismen konsequent anzuwenden. Charakteristi-
sches Merkmal des EWS sind seine prinzipiell festen, aber anpassungs-
fahigen Wechselkurse. Es gilt daher vor allem, Wechselkursanpassungen
nicht aus politischen Griinden zuriickzustellen, sondern vielmehr dann
durchzufiihren, wenn sie auf Grund der 6konomischen Fundamentaldaten
erforderlich werden. Erst dann, wenn die Wirtschaftstrukturen und Priife-
renzen in den Mitgliedstaaten der EG tatsdchlich weitgehend konvergent
sind, sollte die Wahrungsunion ins Auge gefalit werden.

— Zudem ist noch viel zu wenig ausgelotet worden, ob das EWS nicht doch
geniigend »Raum fiir strategische Gestaltung«8 bietet, um es so zu modi-
fizieren, daB} es die Wihrungsstabilitit in Europa erhoht und dennoch mit
dem Maastrichter Vertrag kompatibel bleibt. Eine solche Modifikation
konnte z. B. in der Schaffung zweier Gruppen von Mitgliedern bestehen,
die unterschiedlich enge oder weite Bandbreiten einzuhalten hitten.

8 J. V. Hagen, Zwei Binder fiir Europa, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 7. 11. 1992, S.13.
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— Statt die Wihrung und damit zugleich auch die gesamtwirtschaftlichen
Vorteile, insbesondere aber die Nachteile einer Wahrungsunion zu verge-
meinschaften, konnten also die disziplinierenden Wirkungen des
Wiéhrungswettbewerbs auf die Notenbanken selbst wie auch auf die ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen weiterhin genutzt werden, ohne
zu vollig flexiblen Wechselkursen zuriickkehren zu miissen.

— Ein solches Vorgehen wiirde es auch am ehesten erlauben, eine realisti-
sche Option zur Erweiterung der EG bzw. des EWS auf die siid-/osteu-
ropdischen Staaten offenzuhalten®®, da diese Staaten sonst entweder von
der Integration in die EG ausgeschlossen oder zumindest lange Zeit in de-
ren »untersten Status-Segment« verharren miifiten (realwirtschaftlich, je-
doch nicht monetér integrierte Mitglieder).

— Moglichst frithzeitig sollte ferner eine ausfiihrliche 6ffentliche Diskus-
sion nicht nur iiber die Einfiihrung der Wihrungsunion, sondern auch
tiber die politische Union gefiihrt werden. Fiir sie miifite ein mindestens
ebenso detaillierter und verbindlicher, zugleich in ganz Europa konsens-
féihiger Entwurfvorliegen wie fiir die monetire Integration®.

Wiren diese Bedingungen gegeben, hitten die Mitgliedstaaten gute Aus-
sicht, sich in wohliiberlegter, auch demokratischen Grundsétzen geniigen-
der Weise zu einem politisch und 6konomisch vereinten Europa weiterzu-
entwickeln. Dann auch wire bewiesen, dafl es moglich und richtig gewesen
ist, gegen Maastricht, aber fiir Europa zu sein.

39 So pléadiert z. B. auch M. Kohlhaussen fiir den Vorrang der EG-Erweiterung vor der Wihrungsunion, vgl. Handels-
blattv. 1.10.1992,S.11.

%0 Vgl. hierzu auch U. Wickert, Bis die Maschine im Luftreich der Biirokraten leerlduft, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung Nr. 240v. 15.10. 1992, S. 36.
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Die Europiische Wirtschafts- und Wihrungsunion
Chancen — Risiken — Alternativen
Dr. Horst Ungerer')

1.

Die Ereignisse auf dem Gebiet der Wihrungspolitik im September 1992 ha-
ben uns einmal wieder in Erinnerung gebracht, daf Politik und Wirtschaft
nicht voneinander getrennt werden konnen, wie klein die Welt geworden ist
und wie Geschehnisse in einem Land notwendigerweise Riickwirkungen
auf andere Linder haben. Sie haben auch gezeigt, daf} ein einzelnes Land
seinen Weg nichtin Isolation von anderen Lindern verfolgen kann.

Die Volksabstimmung in Frankreich am 20. September 1992 war eine
wichtige Vorentscheidung in bezug auf den Vertrag von Maastricht und da-
mit iiber die Frage einer europdischen Wihrungsunion. Allerdings ist diese
Frage endgiiltig noch keineswegs entschieden. Ratifizierung in mehreren
EG-Lindern einschlieBlich Deutschlands steht noch bevor. Die um sich
greifende Europaskepsis, die auch stark emotional gespeist ist, stellt weder
diese Ratifizierung sicher noch gibt es eine Garantie, da3 der Weg zur
Wihrungsunion ohne weitere Hiirden bewiltigt werden kann.

Es ist nun auch sicherlich den Politikern klar geworden, daf solch wichti-
ge Entscheidungen nicht am Volk vorbei getroffen werden kénnen und daf3
die Griinde fiir solche Entscheidungen erklirt und einem breiteren Publi-
kum nahe gebracht werden miissen. Daran hat es bis jetzt wohl sehr geman-
gelt. Es versteht sich auch, daf3 die unvermeidliche Komplexitét eines sol-
chen Vertragswerks nicht auf das Eindimensionale reduziert werden kann
und darf, so zum Beispiel auf die Frage »D-Mark, ja oder nein«. Uberhaupt
wird die Debatte in Deutschland zu sehr von Vereinfachung, Fehlinformati-
on, ja Polemik bestimmt.

Die Schaffung einer einheitlichen europdischen Wihrung und einer eu-
ropaischen Geldverfassung, mit dem Anspruch auf Geldwertstabilitit und
weltweiten EinfluB, ist nicht nur fiir die Mitgliedstaaten der Europédischen
Gemeinschaft von besonderer Bedeutung sondern auch fiir die Lénder, die

') Dies ist eine revidierte Fassung eines Vortrages, der am 24. Oktober 1992 auf einer Veranstaltung des Seminars fiir
freiheitliche Ordnung in Bad Boll gehalten wurde. Der Verfasser, Dr. Horst Ungerer, war vormals Bundesbankdi-
rektor, Deutsche Bundesbank, Frankfurt, und Assistant Director, Internationaler Wihrungsfonds, Washington.
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sich um eine Mitgliedschaft bemiihen — von Osterreich bis Schweden und
Malta. Dies trifft auch fiir die Lédnder in Mittel- und Osteuropa zu, die sich
von einer engeren Bindung an die EG Unterstiitzung bei ihren Bemiihungen
um Demokratie und wirtschaftliche Neuorientierung und Entwicklung ver-
sprechen. Die Verwirklichung einer Wihrungsunion ist eine schwierige
Aufgabe, die Gleichziehen in der wirtschaftlichen Entwicklung erfordert
und tief in die wirtschaftliche Unabhéngigkeit der beteiligten Linder ein-
greift. Gleichzeitig wird damit jedoch in einer wirtschaftlich aufs Engste
verbundenen Welt —und dies gilt besonders fiir die EG — ein Rahmen fiir die
notwendige Zusammenarbeit geschaffen.

2.

Es ist nun keineswegs so, daf} die Frage einer Wirtschafts- und Wihrungs-
union (WWU) fiir die EG erst in den letzten zwei oder drei Jahren zur De-
batte stand. Der EWG-Vertrag von 1957 hat sich in weiser Beschriankung
auf die Schaffung einer Zollunion als ersten groffen Schritt zu einem wirt-
schaftlichen Zusammenschluf3 konzentriert. Erst ca. 10 Jahre spiter, als die
Zollunion vollendet war und gleichzeitig gréere Stérungen im internatio-
nalen Wihrungsbereich auftraten, hat man die Frage einer stirkeren Zusam-
menarbeit in der Wirtschafts- und Wahrungpolitik ernsthaft aufgegriffen.
Es wurde klar, daf die Zollunion zu einer wirklichen »Wirtschaftsgemein-
schaft« ausgebaut werden mufite, wollte man voran kommen und nicht in
Stagnation verfallen.

Im Dezember 1969 beschlof} die erste Gipfelkonferenz der EG in Den
Haag, schrittweise eine WWU zu verwirklichen. Ein spezieller Experten-
ausschuf unter dem Vorsitz des luxemburgischen Ministerpriasidenten Wer-
ner erstattete einen Bericht. Die Vorschldge des Werner-Berichts wurden al-
lerdings letzten Endes nicht verwirklicht. Die Dollarkrise von 1971, der
Zusammenbruch des internationalen Wihrungssystems im Mirz 1973 und
der Ausbruch der ersten Olpreiskrise in Oktober 1973 waren dafiir verant-
wortlich. Es zeigte sich aber auch, dafl die EG-Staaten noch nicht bereit
bzw. fihig waren, nationale durch gemeinschaftliche Verantwortlichkeit zu
ersetzen.

1979 wurde auf Initiative des damaligen Bundeskanzlers Schmidt und des
franzosischen Préasidenten Giscard d’Estaing ein neuer Anfang gemacht mit
der Griindung des Europiischen Wihrungssystems (EWS). Uber die Jahre
hinweg war dieses System, das die Wihrungen der Teilnehmerstaaten eng
aneinder bindet, recht erfolgreich. Mehr und mehr verfolgte eine Reihe der
Teilnehmerstaaten eine konsequente Stabilititspolitik und schuf damit die
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Basis fiir groere Stabilitidt der Wechselkurse. Zum Erfolg des EWS trug
wesentlich die Ankerrolle der D-Mark und das Vorbild der Wéhrungspolitik
der Deutschen Bundesbank bei. Ohne diesen Erfolg hitte man nicht ernst-
haft die Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes — unter dem Stich-
wort »Europa 1992« —ins Auge fassen konnen.

Nun ergab sich die Frage: Kann ein gemeinsamer Binnenmarkt, mit voll-
standiger Freiheit fiir Warenverkehr, Dienstleistungen, Kapitalbewegungen
und Arbeitskrifte optimal verwirklicht werden ohne eine gemeinsame
Wihrung? Die nachste Frage war: Was ist der beste Weg zu einer gemeinsa-
men Zentralbank und einer gemeinsamen Wihrung?

Diese Fragen wurden in der zweiten Hilfte der achtziger Jahre intensiv
diskutiert. Ein spezieller Ausschuf} unter dem Vorsitz des Prédsidenten der
EG-Kommission Jacques Delors und mit mafigeblicher Beteiligung der
Zentralbankprisidenten der zwolf EG-Lénder legte im April 1989 einen Be-
richt vor. Darin wurde vorgeschlagen, in drei Stufen eine europidische Zen-
tralbank einzurichten und eine gemeinsame europidische Wihrung zu schaf-
fen. Die europdische Zentralbank sollte dem Ziel der Preisstabilitit
verpflichtet sein und unabhéngig, d.h. nicht an politische Weisungen gebun-
den sein.

Die erste Stufe in diesem Prozef3 begann am 1. Juli 1990. Eine im Dezem-
ber 1990 zusammengetretene Regierungskonferenz arbeitete dann die Ein-
zelheiten der Schaffung einer Wirtschafts- und Wahrungsunion aus. Gleich-
zeitig wurden Vorkehrungen fiir eine engere Zusammenarbeit in der Auf3en-
und Verteidigungspolitik erarbeitet. Dieses Vertragswerk wurde im Dezem-
ber 1991 auf der EG-Gipfelkonferenz in Maastricht zu Ende gebracht. Es
bedarf der Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten. Beziiglich der Einzel-
heiten des Vertragswerks sei auf einen Vortrag verwiesen, den ich im Januar
dieses Jahres an einigen deutschen Universititen gehalten habe. Er wurde
als Working Paper No. 24 in der Reihe »Geld und Wihrung« von Prof. Ge-
bauer, Universitit Frankfurt, herausgegeben.

Hier mochte ich zuerst die Chancen und Risiken, die Vorteile und Nach-
teile einer gemeinsamen Wihrung erdrtern. Dann werde ich aus meiner
Sicht die moglichen Folgen einer Nicht-Ratifizierung diskutieren.

3.

Ein offensichtlicher Vorteil einer europdischen Wihrung ist der Wegfall von
Transaktionskosten. Dies ist nicht nur fiir Touristen interessant, sondern vor
allem fiir die Geschiftswelt. Es entstehen im europiischen Geschift keine
Kosten mehr fiir den Umtausch von Wihrungen oder fiir Wechselkurssiche-
rung. Es miissen keine Biicher in verschiedenen Wihrungen gefiihrt wer-
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den. Solche Ersparnisse diirften vor allem fiir kleinere Unternehmen wich-
tig sein, die auf diese Weise eher ihre Chancen in einem grof3en Binnen-
markt wahrnehmen kénnen.

Aber nicht nur der Kostenaspekt ist von Interesse. Eine gemeinsame
Wihrung bedeutet das Wegfallen von Wechselkursschwankungen und da-
mit mehr Sicherheit im europdischen Geschift. Zukunftserwartungen wer-
den stabilisiert, die Markte werden transparenter und die Wirtschaft be-
kommt eine stabile Basis fiir Kalkulation und Investitionsentscheidungen.
Dies wird Investitionen ermutigen und ldngerfristig Vertrauen schaffen, mit
glinstigen Auswirkungen auf Wachstum und Beschéftigung.

Eine einheitliche Wihrung erfordert eine einheitliche Wahrungspolitik,
ausgefiihrt von einer gemeinsamen Zentralbank. Der Vertrag von Maast-
richt enthilt einen eindeutigen Auftrag an die zukiinftige européische Zen-
tralbank (EZB), nimlich den Geldwert stabil zu halten. Die EZB wird zur
Ausfiihrung ihres Auftrages ein Mafl an Unabhéngigkeit erhalten, wie dies
nicht einmal bei der Deutschen Bundesbank der Fall ist. Auch die viel dis-
kutierte Frage, wer fiir die Wechselkurspolitik gegeniiber Drittlindern zu-
stiandig sein soll, die politischen Behorden, d.h. der Ministerrat der EG, oder
die EZB, ist meines Erachtens zufriedenstellend geregelt. Dies ist eine Fra-
ge von groBer Wichtigkeit, denn iiber einen falschen Wechselkurs kann die
Geldpolitik einer Zentralbank unterminiert und damit die Geldwerstabilitét
gefihrdet werden. Nach dem Vertrag hat die EZB weitgehende Selbstver-
antwortlichkeit. Auch da, wo dem Ministerrat Verantwortung zugewiesen
ist, ist der Vorrang der Preisstabilitét festgeschrieben.

Die im Vertrag festgelegte Wahrungsverfassung fiir Europa orientiert sich
eindeutig am deutschen Modell und wird fiir die EG einen Rahmen fiir eine
stabilititsorientierte Geldpolitik abgeben. Es geht also um die Ubertragung
der deutschen Geldverfassung auf Europa. Die anvisierte Wihrungsverfas-
sung sollte zu einem hohen Stabilititsgrad in der gesamten EG beitragen.
Damit konnen auch Wihrungskrisen der Art, wie wir sie im September er-
lebten, mit ihren negativen Konsequenzen fiir Stabilitit und Wachstum ver-
mieden werden.

Der Vertrag verlangt von den Regierungen eine Finanzpolitik, die »iiber-
miBige« Defizite vermeidet und damit nicht die gemeinsame Wihrungspo-
litik aushohlt. Aber nicht nur diese Vorschriften des Vertrags, die recht de-
tailliert sind, wirken auf eine solide Finanzpolitik hin, sondern auch der
Druck der Mirkte und das gute Beispiel der anderen. Jedes Land, das sich
nicht an den Kodex des Wohlverhaltens hilt, wird sich héheren Zinsbela-
stungen und verpaBten Investitionschancen gegeniibersehen. Dies gilt nicht
nur fiir die Staaten, die sich wegen ihrer Stabilitit von Anfang an fiir die
Teilnahme an der WWU qualifizieren, sondern auch fiir die »Nachziigler«,
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die sich ihre Teilnahme erst verdienen miissen. Fiir diese Staaten besteht so-
mit ein groBBer Anreiz, ihr Haus in Ordnung zu bringen.

Ein letzter und wichtiger Aspekt der Verwirklichung einer WWU greift
iiber das rein Wirtschaftliche hinaus. Die Gechichte der EG ist eine Ge-
schichte eines dynamischen Prozesses, in dem wirtschaftliche, politische
und sozialpsychologische Entwicklungen einander gegenseitig beeinflus-
sen. Manchmal hat dies zu Riickschligen gefiihrt, aber noch 6fters hat dies
die EG vorangebracht. Ich denke dabei an die Schaffung des EWS oder an
das Binnenmarktprogramm.

Nach meiner Ansicht wird auch die Schaffung der WWU einen solchen
ProzeB3 auslosen. Sicherlich wird es Diskussionen und Spannungen geben
iiber die beste Wihrungspolitik, iiber die Notwendigkeit und das Ausmaf
von Finanztransfers oder iiber die Finanzpolitik der einzelnen Staaten. Aber
es wird ein starker Anreiz bestehen, solche Politiken zu koordinieren und
dem gemeinsamen Verhaltenskodex zu folgen — die Strafe fiir die betreffen-
den Lander wire ein Zuriickfallen und eine Abnahme ihrer Bedeutung. Ein
solcher Prozel} wird auch auf andere Bereiche der Politik iibergreifen, ent-
weder weil sie nicht von der Wirtschaftspolitik getrennt werden kénnen
oder weil eine gemeinsame Politik im Bereich von Wirtschaft, Wihrung
und Finanzen die Zusammenarbeit in anderen Bereichen ermutigen, wenn
nicht gar erfordern wird von der Umweltpolitik bis zur AuBenpolitik. Wem
dies etwas zu optimistisch klingt, dem mochte ich erwidern, daB3 ich solche
Entwicklungen nicht fiir morgen voraussage, sondern von ldngerfristigen
Tendenzen spreche. Aber die Erfahrung hat uns gelehrt: Erfolg erzeugt Er-
folg, auf MiB3erfolg folgt MiBlerfolg.

4.

Die Diskussion um die Risiken und moéglichen Nachteile einer europii-
schen Wihrung dreht sich vor allem um zwei Fragen:

— Was wird der Beitrag einer gemeinsamen Wihrungspolitik zur Geldwert-
stabilitit sein? Reichen die Vorkehrungen des Vertrages aus, den Geldwert
zu sichern?

— Istder Verlust an nationaler Souverinitit im Wahrungsbereich unter dem
Gesichtspunkt des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und aus politi-
scher Sicht akzeptabel?

Von Anfang an war die Frage nach dem Ausmaf der Unabhingigkeit der
EZB von groBer Wichtigkeit. Auf der einen Seite hiel es, daf} die
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Wihrungspolitik Teil der Gesamtwirtschaftspolitik sei und daher letztlich
der Regierung unterstehen miisse, die dem Parlament und damit der
Wihlerschaft verantwortlich sei. Diese Auffasung wurde vor allem in Grof3-
britannien, aber auch in Frankreich vertreten. Auf der anderen Seite wurde
die Auffassung vertreten, dafl Preisstabilitit ein wichtiger Bestandteil der
allgemeinen Wirtschaftsordnung sei, die ihrerseits den Rahmen fiir Wirt-
schafts- und Sozialpolitik abgibt. Von dieser Vorstellung leitet sich dann das
Konzept einer unabhingigen Zentralbank ab, als Garant fiir Preisstabili-
tat. Diese Auffasung wird in Landern wie Deutschland oder der Schweiz
vertreten.

In diesem Zusammenhang ist die Erfahrung von besonderem Interesse,
daf Preisstabilitit und hohe Beschiftigung sich keinesfalls gegenseitig aus-
schlielen, wie dies lange in der volkswirtschaftlichen Theorie angenommen
wurde. Auflerdem hatten ldngerfristig die Linder mit unabhingigen Zen-
tralbanken die geringsten Preissteigerungsraten — so Deutschland, die
Schweiz, Osterreich, die Niederlande, aber auch die USA und Japan.

Das Problem der Aufgabe nationaler Souverénitidt fand besondere Auf-
merksamkeit. So z. B. im Hinblick auf Finanzpolitik. Die Finanzpolitik sei
wichtiger Ausdruck nationaler Souver#nitit und der Hoheitsrechte eines
Parlamentes. Wihrend der Delors-Bericht noch bindende Regeln fiir das Fi-
nanzverhalten der Staaten vorschlug, hat man im Vertrag davon abgesehen.
Allerdings gibt es eine Reihe von wichtigen Regeln: einem Staat darf nicht
aus der finanzpolitischen Patsche geholfen werden, also Ausschluf3 der So-
lidarhaftung; die Finanzierung von Haushaltsdefiziten iiber die Zentralbank
ist nicht erlaubt. Zudem muf ein Land »libermifige« Defizite vermeiden.
Dafiir gibt es eine Reihe von Kriterien und im Falle der Nichtbeachtung die
Moglichkeit von Sanktionen.

Unter einem gesamtwirtschaftlichen Aspekt ist der groBte Preis einer
Aufgabe der eigenen Wihrung der Verzicht auf die Moglichkeit, die eigene
Wirtschaft durch geldpolitische MaBlnahmen und insbesondere durch
Wechselkursdanderungen zu beeinflussen und wieder ins Gleichgewicht zu
bringen. Ohne die Moglichkeit einer Wechselkursdnderung muf3 eine not-
wendige Anpassung auf anderem Weg, namlich durch MaB3nahmen im Be-
reich der Finanzpolitik und Lohnpolitik erfolgen.

Die Erfahrung hat uns jedoch gelehrt, daf} dieses Argument gegen eine ein-
heitliche Wihrung leicht iibertrieben werden kann. Abwertungen waren in
aller Regel nur kurzfristig bei der Wiederherherstellung der Wettbewerbs-
fahigkeit erfolgreich. Zudem miissen Regierungen mit einer erheblichen
EinbuBe an wirtschaftspolitischer Glaubwiirdigkeit rechnen. Man konnte ei-
ne Reihe von Lindern wie Grofbritannien oder Finnland als Beispiele an-
fithren. In diesen Liandern ist es iiber die Jahre hinweg zu einer Abwirtsspira-
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le Abwertung — Inflation — Abwertung usw. gekommen. Erst wenn eine Re-
gierung sich entschloB3, energische MaB3nahmen in der Finanz-,Wéhrungs-
und Lohnpolitik zu ergreifen, konnte das Gleichgewicht wieder hergestellt
werden.

Man kann auch durchaus zu Recht argumentiern, dafl eine Wihrungsuni-
on das Verhalten der Sozialpartner positiv beeinflufit. Man hat dies im Rah-
men des EWS — unter Bedingungen von nahezu festen Wechselkursen — be-
obachten konnen, z.B. in Lindern wie Frankreich und Irland. So war z.B.
der Tarifabschluf} im 6ffentlichen Dienst in Frankreich im letzten Jahr nur
ungefihr halb so hoch wie in der westlichen Bundesrepublik.

Es gibt aber noch weitere Probleme, die wir untersuchen miissen, wenn es
um die Frage moglicher Nachteile einer gemeinsamen Wihrung geht. Wie
schon erwihnt setzt der Vertrag als Ziel der Wéahrungspolitik die Geldwert-
stabilitit, anzustreben von einer unabhingigen EZB. Teilnahme an der WU
wird auf die Staaten beschrinkt, die eine Reihe von Konvergenzkriterien er-
fiillen. Das sind Kriterien, die sicherstellen sollen, da3 die betreffenden
Staaten eine Gleichrichtung ihrer Wirtschaftspolitik und -entwicklung
Richtung Stabilitit erreicht haben, sodal3 eine gemeinsame Wihrung nicht
gefidhrdet wird.

Es wurde insbesondere in Deutschland in Frage gestellt, ob diese Kriteri-
en ausreichend seien. Eine solche These wurde von 60 deutschen Wirt-
schaftswissenschaftlern in einem Manifest vertreten, das im Juni 1992 ver-
offentlicht wurde. Es wurden starke Zweifel ausgedriickt, ob in anderen
Staaten in gleichem Malle ein Stabilititsbewulltsein bestehe wie in
Deutschland.

Nun, hier muB auf die Fakten verwiesen werden. Im Rahmen des EWS hat
in den letzten 10 Jahren eine Reihe von Lindern eine eindeutig stabilitédtso-
rientierte Politik verfolgt, und zwar mit Erfolg. Dies trifft zu auf die Nieder-
lande, Belgien, Luxemburg, Frankreich, Danemark und Irland. Selbst Itali-
en und Spanien haben sich bemiiht, wenngleich dort der Erfolg in Grenzen
blieb, vor allem wegen einer zu expansiven Finanzpolitik. Das Ergebnis ist,
daB} im Jahre 1991 in fiinf EG-Staaten die Inflationsrate niedriger war als in
Deutschland; in einem Land lag sie nur unerheblich dariiber. Selbst in Grof3-
britannien hatte sich im Herbst 1992 die Inflationsrate nahezu vollstindig
an die deutsche angenéhert. Wenn wir die deutsche Entwicklung der letzten
zwei Jahre iiberpriifen, so ist vielleicht die Frage erlaubt, wie weit es eigent-
lich mit dem deutschen Stabilitiatsbewufitsein her ist. Finanzpolitik und
Lohnentwicklungen haben keineswegs mehr die Grenzen des wirtschaftlich
Moglichen beachtet und haben die harte Wahrungspolitik der Bundesbank
frustriert.
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Wie erwihnt sieht der Vertrag von Maastricht vor, daf nur die EG-Staaten
der WU beitreten konnen, die eine Reihe von Kriterien im Hinblick auf In-
flationsentwicklung, Zinsniveau, Wechselkursverhalten und offentliche
Haushalte erfiillen. Seitens der genannten Professoren und in der deutschen
Presse wurde vielfach in Frage gestellt, ob diese Kriterien strikt genug seien
und ob sie im Ernstfall nicht durch politische Kompromisse aufgeweicht
wiirden. Meiner Meinung nach — ohne daf} ich hier in Einzelheiten eintreten
kann — sind die Kriterien strikt genug. Auch muf} bei ihrer Anwendung dem
Ministerrat, der noch andere wichtige volkswirtschaftliche Gréen in Rech-
nung zu stellen hat, eine gewisse Diskretion zugebilligt werden. Vor allem
im Finanzbereich hat man wohlweislich die Kriterien, die auf dem EG-
Durchschnitt basieren und mehr als generelle Orientierungswerte gedacht
sind, nicht absolut festgelegt. Der Versuch in den hochverschuldeten Lan-
dern wie Belgien, Italien oder Griechenland diese Verschuldung schnell und
massiv zuriickzufiihren, wire nicht nur unmoglich sondern auch nicht unge-
fahrlich. Diese Linder sind jedoch gehalten, sicherzustellen, »dal3 (ihre Ver-
schuldung) hinreichend riicklédufig ist und sich rasch genug dem Referenz-
wert ndhert«.

Ernst zu nehmen ist der Zweifel, ob die Politiker — wenn es drauf und dran
geht — sich auch strikt an diese Vorschriften halten werden. Dazu ein paar
Bemerkungen. Erstens: Sich nicht daran zu halten, hitte negative Riickwir-
kungen in den jeweiligen Landern, denen sich auch die Politiker nicht ent-
ziehen konnten. Zweitens miissen die Entscheidungen iiber eine Teilnahme
an der WU mit einer qualifizierten Mehrheit getroffen werden. Das heif3t im
Klartext, dal in den Entscheidungsgremien der EG 23 von insgesamt 76
Stimmen eine Entscheidung blockieren konnen. Zum Beispiel konnten dies
Deutschland und Frankreich zusammen mit entweder Belgien, den Nieder-
landen, Ddnemark oder Irland sein. Ein weiteres Beispiel: Deutschland,
Belgien und die Niederlande zusammen mit entweder Danemark oder Ir-
land haben eine Sperrminoritit. Letztlich wird es auch wichtig sein, daf} die
offentliche Meinung die Entwicklung sorgfiltig verfolgt und die Politiker
an ihre Verantwortung erinnert.

5.

Lassen Sie mich in ein paar Worten Chancen und Risiken einer europdi-
schen Wihrungsunion zusammenfassen:

Die Vorteile einer Wahrungsunion bestehen in meiner Sicht darin,

— daB die wirtschaftliche Integration der EG-Staaten geftrdert und eine op-
timale Verwirklichung des gemeinsamen Binnenmarktes ermoglicht wird;
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— daB ein institutioneller Rahmen und Anreize fiir eine stabilitidtsorientierte
Wihrungs- und Finanzpolitik geschaffen werden, und zwar sowohl fiir die
EG als auch fiir die Staaten, die eine engere Bindung an die EG anstreben;
die deutsche Wahrungsverfassung gilt fiir die gesamte EG;

— daB eine Grundlage und Anreize fiir eine engere politische Zusammenar-
beitin der EG geschaffen werden.

Als Hauptnachteil einer gemeinsamen Wihrung wird vielfach der Verlust
an wihrungs- und wechselkurspolitischer Souverinitit angesehen. Dieses
Argument sollte jedoch nicht iibertrieben werden. Gewinne von Abwertun-
gen sind meist recht kurzlebig, unterminieren die Glaubwiirdigkeit einer
Regierung iiber ldngere Zeit hinweg und sind kein Ersatz fiir Stabilitétspoli-
tik im Innern.

Fir Linder, die besonderen Wert auf Preisstabilitit legen — so wie
Deutschland, bedeutet die Aufgabe der eigenen Wihrung zugunsten einer
noch unbewihrten gemeinsamen Wihrung ein gro3es Opfer, und sei es auch
nur von einem psychologischen Standpunkt. Jedoch wurde wéhrend der
letzten Jahre in einer Reihe von Lindern Stabilititspolitik als wiinschens-
wert, jain der Tat als notwendig erkannt und mit Erfolg in die Tat umgesetzt.
Auch enthilt der Vertrag eine Reihe von Sicherheitsvorkehrungen gegen
unsolide Politik. Zudem haben die Ereignisse im Spatsommer 1992 gezeigt,
daf Stabilitit nicht in Isolation angestrebt werden kann. Es ist eine gemein-
same Herausforderung und Aufgabe. Wir sollten nicht zaghaft und riick-
wirtsgewandt an diese Aufgabe herangehen.

6.

Ein paar Bemerkungen zu den Aufgaben, die fiir die Politiker mit der Ratifi-
zierung und Anwendung des Maastrichter Vertrages Hand in Hand gehen
miissen. Dabei will ich mich nicht auf wirtschaftliche Fragen begrenzen.

Daist zunéchst das Problem Danemark. Die Ddnen haben uns mit der Ab-
lehnung des Vertrages den Blick fiir eine Reihe von Fragen geschirft. Eine
Neuverhandlung des Vertrages kommt allerdings nicht in Betracht. In vielen
Bereichen wurden Kompromisse gefunden, die tragfihig und akzeptabel
sind, die jedoch auseinanderfallen wiirden, miifite alles neu aufgerollt wer-
den. Die wahrscheinliche Losung ist ein Vertragszusatz, der das zentralisti-
sche Element des Vertrages klar begrenzt, vielleicht verbunden mit einer
Ausnahmeklausel fiir Ddnemark im Bereich der gemeinsamen Auf3en-und
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Verteidigungspolitik. Auf dieser Basis konnte in Ddnmark eine neue Volks-
abstimmung stattfinden.

Generell wird es wesentlich sein, eine feste Grundlage fiir die WWU zu
errichten und dementsprechend stabilitédtsorientierte Politiken zu verfolgen.

Zweitens mufl dem Wunsch der Volker nach einer Respektierung ihrer
nationalen Identitit entsprochen werden. Gleichzeitig muf3 jedoch in all den
Bereichen, die von groer Wichtigkeit fiir Europa sind — ich nenne nur Ost-
europa—eng zusammengearbeitet werden. Mit diesen beiden Bemerkungen
beziehe ich mich auf das Prinzip der Subsidiaritit bei der Verteilung von von
Zustiandigkeiten auf die Gemeinschaft und die Einzelstaaten sowie das viel-
fache genannte »Politikdefizit«.

Drittens muf} die européische Integration fiir die Bevolkerung transparent
gemacht werden, und es muf3 um Akzeptanz geworben werden. In dieser
Beziehung gibt es noch einiges zu tun. Die nationalen Parlamente und das
Europdische Parlament miissen in den Prozef3 der europdischen Entschei-
dungsfindung mit einbezogen werden. Hier geht es um die Beseitigung des
»Demokratiedefizits« in der Gemeinschaft.

7.

Ich komme nun zu meinem letzten Fragenkreis: Was konnte sich ergeben,
sollte der Vertrag von Maastricht nicht ratifiziert werden?

Einen Vorgeschmack haben uns die Wiahrungsturbulenzen im Vorlauf
zum franzosischen Referendum im September 1992 gegeben. Damals anti-
zipierten die Mirkte ein negatives Ergebnis und waren besorgt, daf} die
Staaten mit schwicheren Wihrungen die Motivation zu einer stabilitétsori-
entierten Politik, vor allem im Finanzbereich, verlieren konnten bzw. eine
solche Politik gegeniiber kurzfristigen politischen Interessen nicht mehr
durchsetzen konnten. Das EWS geriet in eine Phase der Unstabilitit, und ei-
nige Staaten suspendierten ihre Teilnahme am Wechselkursmechanismus
des Systems bzw. muBten ihre Wihrung abwerten.

Ahnliches ist im Falle einer Nichtratifizierung nicht auszuschlie3en, denn
der Anreiz zur Stabilititspolitik in Hoffnung auf eine spitere Teilnahme an
der WWU wiirde ja wegfallen. Die Mirkte, die ein feines Gespiir fiir Kom-
mendes haben, wiirden den Durchhaltewillen der wihrungsschwicheren
Lander in Frage und auf die Probe stellen. Die Wihrungen dieser Lénder
wiirden unter Druck kommen und erneute Abwertungen wéren nicht auszu-
schliefen. Solche Entwicklungen hitten negative Auswirkungen auf den
gemeinsamen Binnenmarkt: bei der Liberalisierung des Kapitalverkehrs,
aber auch in anderen Bereichen wiren Riickschritte zu befiirchten. Auch in
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der Handelspolitik gegeniiber Drittlindern konnten sich verstérkt protektio-
nistische Tendenzen durchsetzen.

Die Antriebskrifte fiir eine Stiarkung der wirtschaftlichen Integration und
der politischen Zusammenarbeit in der EG wiirden sich verlangsamen oder
sogar stagnieren. Auch wiirde die EG den Beitrittskandidaten in Europa we-
niger attraktiv erscheinen. Die Erweiterung wiirde hinausgeschoben werden.
Unterstiitzung fiir Osteuropa — finanziell und anderweitig — wiirde geringer
werden bzw. den Liandern iiberlassen bleiben, die am meisten von Entwick-
lungen in Osteuropa beeinfluBt werden. Dazu gehort Deutschland. Uber-
haupt wiirden sich die EG Staaten vermehrt um ihre eigenen Interessen kiim-
mern und weniger Vertrauen in Gemeinschaftslosungen setzen. Wir konnten
in vielen Landern eine Re-Nationalisierung der Politik erleben. Die seit der
Vereinigung wieder aufgetauchte Befiirchtung einer deutschen Hegemonie-
stellung wiirde emotional noch mehr gespeist werden und konnte zu einer ge-
wissen politischen Isolierung Deutschlands fiihren. All dies wire weder gut
fiir Deutschland noch fiir Europa, vor allem auch in einer Zeit, in der die USA
sich zunehmend aufihre eigenen Probleme konzentrieren werden.

In einem etwas weniger pessimistischen Szenario wiirden sich die Lander
zusammentun, die schon einen hohen Grad von innerer monetérer Stabilitéit
erreicht haben. Das wiren Frankreich, Deutschland, Belgien, Luxemburg
und die Niederlande, vielleicht auch Dianemark und Irland. Zu ihnen konn-
ten spiter Osterreich, Schweden und die Schweiz stoBen. Es konnte zu einer
Quasi-Wihrungsunion kommen. Als erster Schritt konnten die Schwan-
kungsbreiten zwischen den Wahrungen dieser Linder verringert werden.
Dabei konnte es dann auch zu Prozeduren kommen, unter denen wéhrungs-
politische Entscheidungen gemeinsam getroffen werden. Wir hétten einen
ausgepragten Trend zu einer EG mit mehreren Geschwindigkeiten. Gene-
rell wiirde man versuchen, die Verwirklichung des gemeinsamen Binnen-
marktes nicht zu verzdgern. Es gibe auch Bemiihungen, die politische Zu-
sammenarbeit zu verstirken, aber die Anreize und die Motivation hierfiir
wiren sehr geschwicht.

Alles in allem wire die Gemeinschaft wohl kaum in Gefahr aufgegeben
zu werden. Die Regierungen und die Volker wissen im Grunde, da3 es zu
Europa keine Alternative gibt, auch wenn sich jetzt eine gewisse Europamii-
digkeit zeigt und die Neigung besteht, langerfristige Vorteile einer kurzfri-
stigen oder emotionalen Betrachtungsweise zu opfern. Aber fiir die Ge-
meinschaft bestiinde ganz konkret die Gefahr einer Stagnation, wenn nicht
gar eines Riickschritts. Eine Ablehnung des Vertrages von Maastricht, der ja
—und das mufl immer wieder gesagt werden — sich nicht nur um Wihrungs-
politik dreht, wiirde die grof3te Bewdhrungsprobe fiir die EG und ihre weite-
re Entwicklung werden.
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Sind wir noch zu retten?
Deutschland auf dem Weg in die Staatsmedizin

Frankfurter Institut

Ist Politik nur ein anderes Wort fiir die
Unfihigkeit zu lernen? Was jetzt dem
Deutschen Bundestag als Entwurf ei-
nes Gesundheitsstrukturgesetzes zur
Rettung unseres Gesundheitswesens
vorgelegt wurde, dringt einmal mehr
diesen Schluf} auf. Dieses Gesetz ist —
genau wie seine fruchtlosen Vorldufer
— ein Teil der Krankheit selbst, die es
zu heilen vorgibt.

Die Dramaturgie ist fast immer die
gleiche: Immense Kostensteigerun-
gen. Massive staatliche Interventio-
nen. Weitere Ausgabenexplosionen
als Folge davon. Noch mehr staatliche
Eingriffe. Und so fort. Nach dem pein-
lichen Scheitern des Anfang 1989 mit
viel Eigenlob gestarteten Gesund-
heitsreformgesetzes nun das Gesund-
heitsstrukturgesetz als der nichste di-
rigistische Anlauf, mit dem nach dem
Willen des Bundesgesundheitsmini-
sters und der ihn unterstiitzenden Par-
teien CDU, CSU, FDP und SPD das
Gesundheitssystem kurzfristig um
11 Mrd. DM entlastet und auf Dauer
finanzierbar gehalten werden soll.

Auch das Gesetz von 1989 sollte die
Kosten in den Griff bekommen. Was
daraus wurde, ist bekannt und wurde
deutlich genug vorhergesagt. Nach
kurzfristiger Beitragssatzsenkung von
12,9 auf 12,2 Prozent Ende 1990 liegt
der durchschnittliche Beitragssatz in
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung derzeit auf dem historischen Re-
kordniveau von 13,1 Prozent. Bis En-

de dieses Jahres wird mit 13,5 Prozent
gerechnet.

Die Sachlage ist denkbar einfach.
Mit dirigistischen Eingriffen 148t sich
das Ziel, wenigstens einigermallen
Beitragsstabilitit zu halten, nie und
nimmer erreichen. Das geht nur, wenn
das System selbst geniigend Anreize
dafiir schafft, daf alle seine Beteiligten
ihr Verhalten dndern: wenn Leistungs-
anbieter und Versicherte ein ganz per-
sonliches Interesse daran entwickeln,
Leistungen wirtschaftlich zu erstellen
bzw. sie sparsam in Anspruch zu neh-
men. Wenn etwa der Arzt weil3, daf3 er
seinen Patienten, den er dauerhaft hal-
ten mochte, durch unndtige oder gar
sinnlose Leistungen iibermiBig bela-
stet, wird er auf eine solche Praxis ver-
zichten, denn sonst sucht der Patient ei-
nen anderen Arzt. So verniinftig
reagieren Menschen in der Marktwirt-
schaft, wenn sie nicht durch staatlichen
Eingriffe fehlprogrammiert werden.
Doch mit dem Gesundheitsstrukturge-
setz ignoriert die Politik wieder einmal
diese Zusammenhinge und versucht
erneut die biirokratisch-obrigkeitliche
Steuerung der Menschen und ihres Ge-
sundheitsverhaltens. Damit niemand
behaupten kann, wir hitten auch dann,
wenn das Gesetz Wirklichkeit wird,
noch ein freiheitliches, selbstverwalte-
tes Gesundheitssystem in Deutsch-
land, wird die Gesetzesvorlage im fol-
genden unter die Lupe genommen und
aufgezeigt, wohin die Reise geht.
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Frankfurter Institut: Auf dem Weg in die Staatsmedizin

Das dummdreiste Gesicht des
Dirigismus

Alle Malnahmen, die jetzt als neueste
Heilmittel gegen die chronischen Ko-
stenwucherungen im Gesundheitswe-
sen regierungsamtlich offeriert wer-
den, sind der Struktur nach im
Rahmen des einen oder anderen Ko-
stenddampfungsgesetzes der letzten
Jahre schon ausprobiert worden. Jetzt
aber erreichen die staatlichen Inter-
ventionen in ihrer Gesamtheit eine
neue Dimension. Fast das gesamte Ar-
senal des obrigkeitlichen Dirigismus
wird bemiiht: Ausgabenbudgets, Ein-
kommenskiirzungen beim  Uber-
schreiten von Budgets, gesetzliche
Preis- und Honorarsenkungen, Preis-
moratorien, Ausbau der Festbetrags-
regelung fiir Arzneimittel, Ausgren-
zung von Leistungen, Einfiihrung
einer Liste der in der Kassenpraxis zu
verordnenden Medikamente, Richt-
groBen fiir die verordneten Leistun-
gen, Wirtschaftlichkeitspriifungen
und Regresse, die Perfektion der Kon-
trollsysteme mit Hilfe von Versicher-
tenkarten, Versichertennummern, An-
gaben iiber Diagnosen, die personen-
und arztbezogene Zusammenfiihrung
von Daten, Bedarfsplanung fiir Arzte,
Zulassungssperren, Pauschalhonora-
re, degressiv nach dem Umsatz gestaf-
felte Honorare sowie Finanzausglei-
che zwischen allen Kassen.

Fast alle MaBnahmen sind darauf
angelegt, die Leistungsanbieter — Arz-
te, Zahnirzte, Krankenhiuser, Phar-
maindustrie und andere — dahin zu
bringen, ihr Leistungsangebot zu be-
grenzen oder zu verringern. Nur an
zwei Stellen werden Ansitze fiir eine
Stiarkung der Eigenverantwortung der

Versicherten oder der Anbieter von
Gesundheitsleistungen sichtbar: Die
Zuzahlung der Versicherten bei den
Arzneimitteln wird erweitert, den
Krankenhidusern die Garantie der
Selbstkostendeckung genommen. Das
hitten positive Ansitze sein konnen.
Doch sie vermodgen, wie noch zu zei-
gen ist, nicht zu iiberzeugen. Der diri-
gistische Charakter dieser umfassen-
den Gesetzgebung wird, wie die
vorgesehenen Regelungen zeigen, da-
durch kaum gemildert.

Arzte

Das Gesamthonorar wird bis Ende
1995 fest an die Entwicklung des bei-
tragspflichtigen Arbeitsentgelts
(Grundlohn) gekoppelt. Dies gilt auch
iiber 1995 hinaus, allerdings mit der
Mafigabe, daf3  Leistungen der
Privention nicht mehr »gedeckelt«
werden. Diese Form der Budgetierung
basiert auf den Ausgaben der Kassen
fiir die ambulante drztliche Versor-
gung im Jahr 1991. Dies bedeutet, daf}
riickwirkend auch in die fiir 1992 gel-
tenden Honorarvertrige eingegriffen
wird.

Auch den Verordnungen der Arzte
werden Budgets vorgegeben. Das gilt
fiir Arznei- und Heilmittel. Das Bud-
get fiir 1993 bezieht sich auf die Aus-
gaben fiir Arzneimittel im Jahr 1991.
Es betrigt knapp 24 Mrd. DM. Wird
dieses Budget iiberschritten, so haften
die Arzte bis zu einem Betrag von 280
Mio. DM. Ein noch hoheres Defizit
hdatte die Pharmaindustrie auszuglei-
chen, und zwar ebenfalls bis zu einem
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Betrag von 280 Mio. DM. Das Arznei-
mittelbudget soll zundichst nur 1993
gelten. Es kann von 1994 an durch so-
genannte Richtgrofien fiir die Verord-
nung abgeldst werden. Arzte, die die
Richtgrofien iiberschreiten, haben mit
einem Regref3 zu rechnen. Ein Uber-
schreiten von 15 Prozent lOst zundichst
eine Wirtschaftlichkeitspriifung der
Praxis aus; ein Uberschreiten von 25
Prozent fiihrt zwangsliufig zum Re-
gref3, es sei denn, dafs Besonderheiten
der Praxis geltend gemacht werden
konnen.

In Zukunft wird mit pauschalen und
individuellen Malus-Regelungen
massiv in das Arzt-Patienten-Verhalt-
nis eingegriffen. Der Patient kann
nicht mehr sicher sein, da3 ihm sein
Arzt das beste Medikament ver-
schreibt. Er muf} vielmehr befiirchten,
daf3 der Arzt, um Einkommenskiirzun-
gen zu vermeiden, ein Medikament
wihlt, das seinem begrenzten Budget
Rechnung trigt. Der Patient wird sich
kiinftig fragen miissen, ob das Mittel
ihm hilft oder eher dem Arzt Einkom-
menskiirzungen erspart. Zwischen
den édrztlichen Verordnungen und den
Kassenausgaben gibt es einen Zusam-
menhang. Der Malus fiihrt aber dazu,
daf} der Patient noch weniger als bis-
her Einflu auf die drztliche Ver-
schreibung hat. Daf} auch die Pharma-
industrie fiir das Budget haften soll, ist
grotesk. Sie hat damit fiir das Verord-
nungsverhalten der Arzte einzustehen.
Soll der Arzneimittelhersteller, von
dessen Forschungsfihigkeit soviel ab-
hédngt, dem Arzt den Rat mitgeben,

das Medikament moglichst zuriick-
haltend oder bei Erschopfung des
Budgets iiberhaupt nicht mehr zu ver-
ordnen?

Vorgesehen ist iiberdies der Ausbau
der hausérztlichen Tétigkeit und deren
finanzielle Aufwertung. Die Hausirz-
te sollen eine Grundvergiitung fiir die
nur von ihnen abzurechnenden Lei-
stungen erhalten. Dies soll aus Ein-
sparungen bei den Laborleistungen fi-
nanziert werden. Das wird den
Verteilungskampf innerhalb der Arz-
teschaft verschirfen. Von 1995 an sol-
len auch fiir die Vergiitung der
Fachirzte die nach den einzelnen Lei-
stungen berechneten Honorare durch
Leistungskomplexhonorare  ersetzt
werden. Wihrend die Vergiitung nach
einzelnen Leistungen einen starken
Anreiz setzt, die Leistungen zu ver-
mehren, konnen pauschale Vergii-
tungsformen die Arzte dazu verleiten,
auch gebotene Leistungen nicht zu er-
bringen, um die Kosten moglichst ge-
ring zu halten. Die Ausgestaltung der
Vergiitung beriihrt also auch das Ver-
trauensverhéltnis zwischen Arzt und
Patient. Pauschalhonorare fordern die
Skepsis der Patienten zu ihren Arzten.
Das wire dann nicht der Fall, wenn
sich Arzt und Patient iiber die Lei-
stung und deren Bezahlung zu ver-
standigen hitten und der Patient ein fi-
nanzielles Interesse daran hitte, dal3
der Arzt sparsam arbeitet. Mit dem
Hausarztkonzept soll die Stellung je-
ner Arzte verbessert werden, die bis-
lang am schlechtesten gestellt sind.
Das lief3e sich vertreten. Die politische
und inneridrztliche Diskussion iiber
die Forderung der Hausirzte néhrt je-
doch den Verdacht, daf} die Entwick-
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lung auf den englischen Bezirksarzt
hinauslduft, der dann auch dariiber zu
entscheiden hitte, wer wann welchen
Facharzt konsultieren kann. Das kdme
einer nachhaltigen Einschrinkung der
freien Arztwahl gleich.

Zahnirzte

Auch fiir die zahndrztlichen Honorare
gilt die strikte Grundlohnanbindung
bis Ende 1995. Die zahndrztlichen
Honorare fiir die prothetischen und
kieferorthopddischen Leistungen wer-
den zuvor um 10 Prozent, die der
Zahntechniker um 5 Prozent gesenkt.
Neu ist, daf3 mit steigenden Umsdtzen
die zahndrztlichen Leistungen degres-
siv honoriert werden sollen. Der von
den Kassen anzusetzende Punktwert
richtet sich damit nicht mehr nach der
Leistung, er sinkt mit steigenden Um-
sditzen.

Das urspriinglich vorgesehene Kon-
zept einer Gliederung der protheti-
schen Leistungen in Regel- und Wahl-
leistungen ist auf Druck der SPD
aufgegeben worden. Die SPD sieht
darin den Einstieg in die »Zwei-Klas-
sen-Medizin«. Nunmehr wird eine
Reihe aufwendiger Leistungen, wie
Briicken zum Ersatz von mehr als vier
Zidhnen, aus dem Leistungskatalog ge-
strichen. Wer sich fiir solche Losun-
gen beim Zahnersatz entscheidet, soll
dazu keinen Kassenzuschuf erhalten,
auch nicht den Zuschuf}, den die Kasse
bei der Entscheidung fiir die einfache-
re Losung zu zahlen hitte. Auch dies
bedeutet eine Einschrinkung der Ent-
scheidungsfreiheit des Patienten, die
zu einer Nivellierung der Leistungen

auf einem niedrigen Standardniveau
fiilhren wird. Die Zahnirzte haben fiir
Fiillungen und Zahnersatz eine Ge-
wihrleistung fiir zwei Jahre zu tiber-
nehmen. Das kann in der Praxis zu
Schwierigkeiten fiihren, wenn der Pa-
tient die fiir ihn teurere, aber medizi-
nisch gebotene Leistung verweigert
und sich der Arzt deshalb gedringt
sieht, gegen seine Uberzeugung eine
einfache Fiillung zu machen, die nicht
lange hilt.

Krankenhaus

Auch den Krankenhdusern werden bis
Ende 1995 Ausgabenbudgets vorgege-
ben. Sie werden in dieser Zeit an den
Anstieg des Grundlohns gekoppelt.
Mehrkosten fiir Stellenausweitungen
bei den Pflegekriiften werden im Bud-
get beriicksichtigt. Das gilt auch fiir
Gehaltsverbesserungen, soweit diese
den Anstieg der beitragspflichtigen
Arbeitsentgelte der Versicherten iiber-
steigen. Die Chefirzte haben kiinftig
hohere Abgaben an das Krankenhaus
abzufiihren. Uber diese Gelder konn-
ten die Krankenhduser bislang frei
verfiigen. Sie miissen kiinftig in das
Krankenhausbudget eingebracht wer-
den; sie entlasten

damit die Krankenkassen. Fiir das
Krankenhaus wird das Selbstkosten-
deckungsprinzip des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes  aufgegeben.
Die Wirtschaftlichkeit der Kranken-
hduser, so heifst es im Gesetzestext,
soll kiinftig iiber leistungsgerechte
Entgelte gesichert werden. Vorgese-
hen ist die Einfiihrung von Sonderent-
gelten und Fallpauschalen. Daneben
wird es weiterhin einen Basispflege-
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satz sowie Abteilungspflegesiitze ge-
ben. Kiinftig wird es moglich sein, mit
privatem Kapital Investitionen zu fi-
nanzieren. Die Kapitalkosten konnen
begrenzt im Pflegesatz beriicksichtigt
werden. Vorgesehen ist eine bessere
Verzahnung von ambulanter und sta-
tiondrer Versorgung, und zwar da-
durch, daf3 den Krankenhdusern die
Méglichkeit erdffnet wird, von Arzten
eingewiesene Patienten vor- und
nachstationdr zu behandeln. Auch soll
in den Krankenhdusern das ambulan-
te Operieren zugelassen werden.

Die obigen Bestimmungen sollen die
Krankenhduser dazu zwingen, vom
Kosten- zum Leistungsdenken iiber-
zugehen. Gut gedacht aber schlecht
gemacht. Denn unliebsame Konse-
quenzen wurden auch hierbei einfach
ausgeblendet. Die Einfiihrung von
Sonderentgelten und Fallpauschalen
fordert die Spezialisierung der Kran-
kenhduser. Die Spezialkliniken wer-
den bestrebt sein, vor allem jene Fille
zu iibernehmen, deren Kosten durch
die Sonderentgelte und die Pauschalen
gedeckt werden. Pauschalhonorare
sind dann unbedenklich, wenn sie re-
lativ hoch angesetzt werden. Soll mit
ihnen aber Kostendampfung betrieben
werden, so entsteht die Gefahr, daf3 die
Krankenhduser nach Mboglichkeiten
suchen, die schwierigen und damit
teureren Fille den Schwerpunkt-
Krankenh#usern zu iiberlassen, die die
Grundversorgung der Bevolkerung si-
cherzustellen haben. Zumindest in der
Phase der Budgetierung kommen die-
se Hauser aber nicht auf ihre Kosten.

Nach geltendem Recht gehoren
Selbstkostendeckungsprinzip und
Kontrahierungszwang zusammen. Fiir

die Krankenhé&user, insbesondere jene
der Grundversorgung, bleibt aber der
Kontrahierungszwang bestehen. Sie
miissen jeden eingewiesenen Patien-
ten aufnehmen und behandeln — auch
dann, wenn das Budget dafiir keinen
Spielraum mehr 148t und die Kranken-
hiduser ihre Leistungen auf eigene
Rechnung, aber zugunsten der Versi-
cherten und der Kassen zu erbringen
hitten. Ist das wirklich zumutbar? Ir-
gend jemand muf doch fiir die Kosten
einstehen — die Kommune, der private
oder freigemeinniitzige Triger? Ge-
fahrdet das nicht die plurale Struktur
der Krankenhiuser, da allenfalls die
kommunalen H&duser mit Zuschiissen
aus dem Steueraufkommen rechnen
konnten? Uber diese Fragen ist bis-
lang kaum geredet worden. Aber es
geht dabei nicht nur um die Finanzie-
rung der Krankenhéuser, sondern im-
mer auch um humanitére Fragen. Die
Budgetierung konnte Krankenhduser
und Arzte dazu veranlassen, Patien-
ten, deren Behandlung hohe Kosten
erwarten 146t, moglichst weiterzurei-
chen.

Die Tatsache, dafl den Krankenhiu-
sern die Moglichkeit gegeben werden
soll, mehr als bisher auch eine
fachirztliche Ambulanz zu betreiben,
legt den Verdacht nahe, daB auf weite-
re Sicht die fachirztliche Ambulanz
am Krankenhaus konzentriert werden
soll. Auch die unbefristete Verlinge-
rung der Bestandsgarantie fiir die Am-
bulatorien und Polikliniken in den
neuen Lindern ist ein Zeichen dafiir.
Damit stellt sich jedoch die Frage, ob
es sinnvoll ist, die Fachirzte bei der
teuersten Institution des Gesundheits-
wesens —dem Krankenhaus — anzusie-
deln. Das liefe auch auf eine Ein-
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schrinkung der freiberuflichen Tatig-
keit der Arzte hinaus.

Zulassungssperre

Arzte und Zahndirzte sollen von 1999
an nur noch nach Bedarf zur Kassen-
praxis zugelassen werden. Dieser
Grundsatz wird im Gesetz verankert.
Er muf3 allerdings noch in der néch-
sten Legislaturperiode durch ein Ge-
setz konkretisiert werden. Vorgesehen
ist, fiir die einzelnen Arztgruppen feste
Verhdltniszahlen zwischen niederge-
lassenen Arzten und den Versicherten
vorzugeben.

Das so skizzierte System gab es be-
reits in der Nachkriegszeit, bis das
Bundesverfassungsgericht in einem
weitreichenden Urteil diese Ein-
schrinkung des Grundrechts der Be-
rufsfreiheit 1960 schlicht fiir verfas-
sungswidrig erkldrt hat. Auch der
spiteren Rechtsprechung des Verfas-
sungsgerichts ist nicht zu entnehmen,
daf} es von seinen Grundsatzentschei-
dungen zum Artikel 12 Abs. 1 GG, der
die Freiheit der Berufswahl und in en-
geren Grenzen auch die Freiheit der
Berufsausiibung schiitzt, abriicken
will. Also nimmt der Gesetzgeber be-
wullt das verfassungsrechtliche Risiko
in Kauf und iiberldt es den betroffe-
nen Arzten, ihr Grundrecht auf Be-
rufsfreiheit einzuklagen.

Zur Begriindung der beabsichtigten
Einschrinkung der Arztzulassung
macht er den Anstieg der Arztzahlen
geltend, der zu dem Anstieg der Aus-
gaben gefiihrt habe. Diese Einschit-
zung ist nur begrenzt richtig. Denn
ausschlaggebend fiir den Ausgaben-
anstieg ist nicht die Arztzahl, sondern
die Fehlorientierung durch das Sach-
leistungssystem. Es eroffnet den Arz-
ten die Moglichkeit, ihre Leistungen

zu maximieren, und gibt den Versi-
cherten Anreize, zum Ausgleich fiir
ihre hohen Beitragszahlungen mog-
lichst hohe Leistungen aus dem Sy-
stem herauszuholen. Weil die Politik
nicht die Kraft aufbringt, aus diesem
falsch gepolten System auszubrechen
und den Versicherten eine wirksame
Selbstbeteiligung auch bei der ambu-
lanten Behandlung zuzumuten, muf3
sie ihre Zuflucht zu solch drastischen,
unserer freiheitlichen Gesellschafts-
ordnung Hohn sprechenden Eingrif-
fen suchen. Im iibrigen zeichnet sich
angesichts der ungiinstigeren Einkom-
menserwartungen fiir Arzte ein erheb-
licher Riickgang der Zahl der Studien-
bewerber im Fach Medizin ab. Der
Markt wird also seine Wirksamkeit
entfalten, wenn den jungen Menschen
bewuB3t wird, daf3 sie mit der Wahl des
Medizinstudiums ein betrdchtliches
wirtschaftliches Risiko auf sich neh-
men. Der Markt, der die Abwigung
und Entscheidung dem einzelnen
iberldft, bietet als einziger ein faires
Ausleseverfahren.

In der Offentlichkeit versuchen die
Gesundheitspolitiker den Eindruck zu
erwecken, ihre Losung sei zu rechtfer-
tigen, weil mit den Zulassungssperren
erst nach einer Ubergangszeit von
sechs Jahren 1999 begonnen werden
soll. Tatsdchlich wird aber die Zulas-
sung schon sofort von 1993 an vor
allem fiir die Fachirzte iiber die Ver-
schiarfung der sogenannten kas-
sendrztlichen Bedarfsplanung massiv
beschrinkt. Diese wird so angelegt,
daB3 sich von 1993 an Fachirzte fak-
tisch nicht mehr in freier Praxis nie-
derlassen konnen. Nur wenige von ih-
nen werden am Krankenhaus mit einer
Dauerstellung rechnen konnen. Die-
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ses Vorgehen kommt, auch wenn die
Politiker es vertuschen wollen, einem
Berufsverbot nahe. Es trifft qualifi-
zierte junge Menschen nach einer
Aus- und Weiterbildungszeit von min-
destens zehn Jahren. Die Rigorositit
dieses obrigkeitlichen Eingriffs in ihre
Lebensplanung ist an Dreistigkeit
kaum zu iiberbieten.

Vom Allgemeinarzt, der die Kassen-
zulassung erlangen will, wird schon
von 1994 an eine dreijahrige Weiter-
bildung verlangt. Auch dies ist von
verfassungsrechtlicher Relevanz, da
fiir die private drztliche Tatigkeit und
fiir das Praktizieren als Kassenarzt un-
terschiedliche Qualifikationen ver-
langt werden. Im Grunde wird damit
die Approbation zum Arzt zur Dispo-
sition gestellt. Die jungen Arzte miis-
sen kiinftig, wenn sie als Allgemein-
arzt eine Kassenpraxis betreiben
wollen, eine Zeitlang bei einem nie-
dergelassenen Arzt arbeiten. Das
klingt verniinftig. Das Gesetz bietet
aber keine Gewihr dafiir, da3 junge
Arzte auch tatsichlich die notwendi-
gen Weiterbildungsstellen erhalten.
Damit werden kiinftig die niedergelas-
senen Arzte bestimmen, wie viele jun-
ge Arzte iiberhaupt als Allgemeinarzt
in einer Kassenpraxis tdtig werden
diirfen. Das kann nicht richtig sein.
Auch mit dieser Bestimmung wird er-
reicht, daf} die Kassen-irzte, die be-
reits im Kassensystem tétig sind, vor
der Konkurrenz der nachriickenden
Arztegeneration geschiitzt werden.

Zuzahlungs-Regelungen

Mit dem Instrument der Zuzahlung
bei den Arzneimitteln wird von der
Politik seit jeher besonders gerne ex-

perimentiert. Zunichst gab es eine
kleine Verordnungsgebiihr fiir alle
Medikamente. 1989 wurden die Fest-
betragsmittel davon freigestellt. Dann
wurde beschlossen, ab Mitte 1993 fiir
die Arzneimittel ohne Festbetrag eine
Zuzahlung von 15 Prozent einzu-
fithren. Die Koalition hat dann vor vier
Monaten in ihren »Eckwerten« be-
schlossen, eine Zuzahlung von zehn
Prozent (mindestens 3,— DM, hoch-
stens 10,— DM) von Anfang 1993 an
fiir alle Medikamente einzufiihren.
Jetzt wird eine nach dem Preis gestaf-
felte Zuzahlung von 3,— DM fiir Medi-
kamente bis zu 30,— DM, von 5,—- DM
fiir Medikamente bis 50,— DM und
von 7,— DM fiir Medikamente iiber
50,— DM eingefiihrt. Dies gilt aber nur
fiir 1993. Fiir 1994 wird eine neue Idee
kreiert, namlich die Zuzahlung nach
der PackungsgroBle. Fiir die kleinste
Packung bleibt es bei einer Zuzahlung
von 3,— DM, fiir die mittlere Packung
hat der Versicherte 5,— DM und fiir die
groBBere 7,— DM zuzuzahlen. Wer ge-
nau rechnet, wird feststellen, daf es
auch weiterhin vorteilhaft ist, grof3e
Packungen verschrieben zu bekom-
men. Bislang war es auch das Ziel der
auf den Preis bezogenen prozentualen
Zuzahlung, Preistransparenz zu schaf-
fen. Dies wird mit der Zuzahlung nach
der Packungsgrof3e wieder vereitelt.
Die Koalition hatte zunéchst vorge-
sehen, die Zuzahlung bei der sta-
tiondren Behandlung von 10,— DM je
Tag nicht mehr wie bisher auf hoch-
sten 14 Tage im Jahr zu begrenzen.
Die SPD hat durchgesetzt, dal3 es bei
der Begrenzung auf 14 Tage bleibt.
Die Zuzahlung soll jedoch von 10,—
auf 11,— DM und 1994 weiter auf
12,— DM erhoht werden. Die Zuzah-
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lung im Krankenhaus war immerum-
stritten. Sie ist vertretbar, weil der Ver-
sicherte durch den Krankenhausauf-
enthalt gewisse Ausgaben, wie die
Verpflegung zu Hause, spart. Aller-
dings ist der Steuerungseffekt dieser
Zuzahlung nicht sonderlich hoch ein-
zuschitzen. Die Dauer des Kranken-
hausaufenthalts diirfte kaum von der
Belastung mit 10,— oder 12,— DM je
Tag abhéngig sein.

Da es bei der Begrenzung auf 14 Ta-
ge bleibt, fehlen dem Bundesgesund-
heitsminister in seiner »Spar-Rech-
nung« 700 Mio. DM. Das hat die
Parteien veranlaflt, die Beitrdge der
freiwillig Versicherten im Rentenalter
kriftig zu erhohen. Kiinftig soll nur
noch die Rente mit dem halben Bei-
tragssatz davonkommen. Alle anderen
Versorgungsbeziige, Mieteinnahmen
und Zinsen bis zur dynamischen Bei-
tragsbemessungsgrenze (1993 gleich
5400, DM) sollen hingegen dem
vollen Beitragssatz unterliegen. Frei-
willig Versicherte werden damit —
auch wenn sie die gleiche oder hohere
Vorleistung erbracht haben — wesent-
lich schlechter gestellt als Pflichtver-
sicherte, was sich so nicht halten 143t.
Die guten Risiken erhalten einen An-
reiz, in die private Krankenversiche-
rung zu wechseln. Das birgt die Ge-
fahr, daB die Politik frither oder spéter
nach Wegen sucht, dies zu unterbin-
den, was leicht durch eine Erhchung
der Pflicht- und Beitragsbemessungs-
grenzen zu erreichen wire. In dieser
Neuregelung ist auch eine weitere
Diskriminierung der privaten Alters-
vorsorge angelegt. Den Betroffenen,
die tber den grofiten Teil ihres Er-
werbslebens hinweg Hochstbeitrige

und damit weit mehr als die meisten
Pflichtversicherten an die Solidarkas-
sen abgefiihrt haben, miissen nun im
Rentenalter mit einer Zusatzbelastung
rechnen, die sich iiber die durch-
schnittliche Rentenlaufzeit hinweg
auf 70000,— bis 90000,— DM sum-
mieren kann. Vertrauensschutz gibt es
nicht. Anfang 1993 werden Zinsein-
nahmen bis zu 6 000,—/12000,— DM
von der Steuer freigestellt; sie werden
dafiir in die Beitragsbemessung zur
gesetzlichen  Krankenversicherung,
jedenfalls bei den frither freiwillig
Versicherten, einbezogen. Wider-
spriichlicher kann Politik sich kaum
auffiihren.

Arzneimittelmarkt

Am stirksten wird der Pharmabe-
reich, also Hersteller, Grof3handel und
Apotheken, betroffen. Die Preise der
rezeptpflichtigen Arzneimittel werden
per Gesetz um 5 Prozent und die der
rezeptfreien Mittel um 2 Prozent, be-
zogen auf den Stand von Mai 1992, ge-
senkt. Das trifft Medikamente ohne
Festbetrag, also gut die Hdlfte des Ge-
samtangebots. Die Arzneimittelaus-
gaben werden 1993 auf dem Niveau
von 1991 festgeschrieben. Bei einem
Uberschreiten dieses Budgets haftet
die Pharma-Industrie fiir den Betrag
von 280 Mio. bis 560 Mio. DM. Von
1994 an konnen Richtgrofien fiir die
Verordnung vereinbart werden, bei de-
ren Uberschreiten es zu Regressen
kommt. Die Bildung von Festbetrags-
gruppen fiir Medikamente mit ver-
gleichbaren Wirkungen (Stufe 3) soll
erleichtert werden. Die dreijihrige
Schutzfrist nach Patentablauf fiir die
Einbeziehung von wirkstoffgleichen
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Arzneimitteln in die Festbetragsbil-
dung soll nur bis 1996 erhalten blei-
ben. Beim Bundesausschuf3 Arzte/
Krankenkassen wird ein Arzneimitte-
linstitut errichtet, das eine Liste der
verordnungsfihigen Arzneimittel er-
arbeitet, die von 1996 an gelten soll.

In ihrer Kombination werden die
MaBnahmen dazu fiihren, daB die Arz-
te, um Einkommenseinbuflen zu ver-
meiden, sehr zuriickhaltend Medika-
mente verschreiben und lieber zu den
preiswerteren Angeboten als zu den
teureren Medikamenten greifen. Auch
die Erweiterung der Festbetragsrege-
lung behindert Forschung und Innova-
tion. Langfristig ist vor allem die vor-
gesehene Positivliste von Bedeutung.
Ziel ist es offensichtlich, auf admini-
strativem Weg zu einer Marktbereini-
gung zu kommen.

Finanzausgleich

In ihren Reden halten die Politiker an
dem gegliederten System unseres Ge-
sundheitswesens fest. Mit ihren Taten
zerstoren sie es. Es hort sich gut an,
daf} allen Versicherten, auch den Ar-
beitern, die Moglichkeit eroffnet wer-
den soll, von 1997 an ihre Kasse frei
zu wihlen. Auch der Arbeiter soll sich
also fiir die Ersatzkasse entscheiden
konnen. Gegen dieses Prinzip ist we-
nig einzuwenden, aber es ist schwie-
rig, es auf das tliberwiegend berufs-
standisch gegliederte und historisch
gewachsene System zu iibertragen.
Daher ist man auf die Idee verfallen,
einen Finanzausgleich einzufiihren,
mit dem auch erreicht werden soll, daf3
alle Kassen moglichst gleiche Bei-

tragssitze erheben. Der Finanzaus-
gleich soll nicht an den Ausgaben an-
setzen. Das ist verniinftig, denn sonst
wiirden die Kassen mit den hochsten
Ausgaben pramiert. Der Ausgleich
soll sich also vielmehr auf die Fakto-
ren beziehen, die die unterschiedliche
Finanzlage der Kassen bestimmen.
Das sind unter anderem das beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt, also der
Grundlohn, das Geschlecht und das
Alter der Versicherten sowie die Zahl
der beitragsfrei mitversicherten Fami-
lienmitglieder.

Was bei einem solchen Finanzaus-
gleich herauskommt, kann heute noch
niemand zuverlédssig sagen. Dafiir rei-
chen die Daten nicht aus. Dem Aus-
gleich der Grundlthne wird sicherlich
das groBte Gewicht zukommen. Er
wird zu Lasten der Ersatzkassen und
der Betriebskrankenkassen gehen, die
ihrerseits vom Ausgleich bei der Zahl
der Familienmitglieder profitieren
diirften. Die Effekte des Ausgleichs-
systems konnen also durchaus gegen-
laufig sein.

Uberdies kann dieser »Risikostruk-
turausgleich« zu unerwiinschten Er-
gebnissen fiihren. Wie sieht das Er-
gebnis dieses  Ausgleichs zum
Beispiel fiir die Hamburger AOK aus,
die einen hohen Beitragssatz verlangt,
deren Versicherte aber auch hohe
Grundlohne beziehen? Es konnte also
sein, daf diese Kasse, die in der Grup-
pe der Kassen mit den hochsten Bei-
tragssitzen liegt, zusitzlich Beitrags-
mittel in den Finanzausgleich
einbringen muB.

Kiinftig soll — als Folge der Regio-
nalisierungsidee — iiber die &rztliche
und zahnérztliche Versorgung und die
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Krankenhausangelegenheiten nur auf
Landesebene verhandelt werden. Die
bislang bundesweit agierenden Er-
satzkassen verlieren damit ihre Ver-
tragsautonomie auf Bundesebene,
mochten sie aber auf regionaler Ebene
retten. Das Gesetz 146t diese Interpre-
tation zu. Aber man soll sich nicht tdu-
schen. Die Ersatzkassen werden bei
Vertriagen, die von denen der anderen
Kassenarten abweichen, unter massi-
ven politischen Druck geraten. Und
die Aufsicht, die mit mehr Rechten
ausgestattet werden soll, wird auf
Wohlverhalten achten. Die Parteien
glauben, den Wettbewerb unter den
Kassen zu fordern. Aber was ist das
fiir ein Wettbewerb, der sich besten-
falls auf den Service, nicht aber auf
das Leistungsangebot, dessen Preise
und dessen Finanzierung bezieht? Die
Krankenkassen haben kiinftig gleiche
Leistungen zu annidhernd gleichen
Beitragssitzen zu bieten. Warum soll
dann der Versicherte die Krankenver-
sicherung noch wechseln? Damit ent-
puppt sich die Forderung nach dem
Wabhlrecht der Versicherten als das po-
lititsche Vehikel zur Gleichschaltung
der Krankenkassen.

Die Zukunft:
Staatlicher Gesundheitsdienst

DaB staatliche Eingriffe der jetzt wie-
der vorbereiteten Art zur Sanierung
unseres Gesundheitswesens absolut
untauglich sind und schon bald wieder
in noch hohere Kosten und Beitrige
umschlagen, kann jeder wissen, der
Augen im Kopf hat und lernfzhig ist.
Doch die Akteure der deutschen Ge-
sundheitspolitik, das zeigt die leidvol-
le Erfahrung, sind willentlich kurz-

sichtig und nicht zu lernen bereit. Fiir
sie zdhlt nur der Scheinerfolg zwi-
schen zwei Wahlterminen. Danach
kann das Spiel mit immer hoheren Op-
fern fiir alle Beteiligten wieder von
vorn beginnen. So ruiniert das seit lan-
gem eingefahrene Kurzfristdenken
der Politik nicht nur im Gesundheits-
wesen die Lebensgrundlagen und Mo-
tivation des ganzen Volkes.

Auch mit ihrem jetzigen Gesetzes-
vorhaben stellen die Gesundheitspo-
litker erneut Ursache und Wirkung auf
den Kopf. Grund fiir die Ausgabenex-
plosion der Kassen ist nicht die ange-
botsorientierte Nachfrageexpansion.
Grund ist der zentrale Webfehler des
Sachleistungssystems selbst, das die
Versicherten an den von ihnen veran-
laBBten Ausgaben der Kassen nicht be-
teiligt. So lange aber Dienstleistungen
und Gesundheitsgiiter kollektiv finan-
ziert werden, ist die Nachfrage danach
prinzipiell unbegrenzt. Das heiflt im
Umkehrschlu: Wenn die gesetzli-
chen Krankenkassen nicht gesprengt,
wenn statt dessen iiberfliissige Lei-
stungen zuriickgeschnitten werden
sollen, dann kann auf die marktwirt-
schaftliche Steuerung der Nachfrage
tiber den Preis nicht verzichtet wer-
den. Als Alternative bliebe sonst nur
noch der Riickzug auf das Instrumen-
tarium einer Mangelwirtschaft: staat-
liche Rationierung und Zuteilung der
Leistungen und Giiter. Weder die ob-
rigkeitliche Festschreibung von Bud-
gets noch staatliche Preisinterventio-
nen sind ein geeignetes Mittel zur
Kosteneinddimmung oder zur Errei-
chung einer besseren Medizin. Auch
kiinftig konnen im Rahmen der Bud-
gets Leistungen erbracht werden, die
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nicht notwendig sind. Ebensowenig
fiihrt es zu mehr Wirtschaftlichkeit,
wenn beispielsweise die Arzte unter
der Drohung von Einkommenskiir-
zungen dazu iibergehen, Medikamen-
te zu verschreiben, die zwar billiger,
aber auch weniger wirksam sind.

Was vor drei Jahren als Jahrhundert-
werk zur Kostensenkung ausgegeben
wurde, hat in der Zwischenzeit die Ko-
sten auf neue Hohen getrieben. In wei-
teren drei Jahren werden wegen der
heute wieder am falschen Ende einset-
zenden Gesetzgebung wiederum neue
Kostenexplosionen zu beklagen sein,
die wiederum neue Eingriffe erfor-
dern. Das Ende dieser Wegstrecke ist

vorprogrammiert: Ein weithin ver-
staatlichter Gesundheitsdienst und ei-
ne Zwei-Klassen-Medizin. Wer es
sich leisten kann, wird dann seine Be-
diirfnisse auf einem freien Gesund-
heitsmarkt von hoher Qualitit zu
decken wissen. Der grofle Rest findet
sich, soweit nicht akut erkrankt, in den
Warteschlangen der staatlich gesteu-
erten Gesundheitsbiirokratie wieder.

Das jetzt dem Bundestag zur Be-
schluBfassung vorgelegte Gesund-
heitsstrukturgesetz soll kurzfristig 11
Mrd. DM sparen. Es wird uns alle
furchtbar teuer zu stehen kommen.

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Eckhard Behrens

Vorstandsmitglied des Seminars fiir freiheitliche Ordnunge. V.

Bergstra3e 29, 6900 Heidelberg

Frankfurter Institut fiir wirtschaftspolitische Forschunge. V.
Kaiser-Friedrich-Promenade 157, 6380 Bad Homburg v. d. H.

Dr. oec. Carl-Christoph Hedrich

Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universitiat Hohenheim
Crailsheimer Weg 12, 7140 Ludwigsburg, Telefon (07141) 823 18

Dr. Horst Ungerer

8314 Westmont Terrace; Bethesda, Maryland 20817; U. S. A.
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Friiher erschienene Beitrige iiber die Neugestaltung der Wihrungspolitik

in der Schriftenreihe FRAGEN DER FREIHEIT

Chronologisches Hefteverzeichnis der FRAGEN DER FREIHEIT

Jahr Hefte Jahr Hefte Jahr Hefte
1957 1-3 1969 73/74-79 1981 148-153
1958 4-7 1970 80-85 1982 154-159
1959 8-13 1971 86-92/93 1983 160-165
1960 14-18/19 1972 94-99/100 1984 166-171
1961 20-25 1973 101-106 1985 172-177
1962 26-31 1974 107-112 1986 178-183
1963 32-36 1975 113-118 1987 184-189
1964 37-42 1976 119-123 1988 190-195
1965 43-47/48 1977 124-129 1989 196-201
1966 49-56/57 1978 130-135 1990 202-207
1967 58-64/65 1979 136-141 1991 208-213
1968 66/67-72 1980 142-147 1992 214-219
Die Wiihrungsordnung, Geld und Konjunktur
Heft  Seite

Hans Hoffmann Wihrungskrise ohne Ende? . . . . . . . .. 101 30-34
Ernst Winkler Die Bedeutung des Zinsfufes fiir das wirt-

schaftliche . . . . ... .. ......... 101 35-46
Hans Hoffmann Wachstum um jeden Preis — Die gegenwiirtige

konjunkturpolitische Zielsetzung . . . . . . 102 1-73
Franz Joachim Clauf3  Grundfragen der Wechselkurspolitik . . . . 104 21-29
Oskar Liebeck Neuordnung der Wihrung — Currency to come 107 14-72
Fritz Penserot Neuordnung der Wéhrung (1973/74) . . . . 108 56-69
Wilhelm Radecke Zur Wihrungskrise (1973/74) . . . . . . .. 108 56-69
Karl Walker Erst geschopft - dann abgeschopft . . . . . . *110 58

»Konzept zur Riickgewinnung der Stabilitit«

vom23.4.1974. . . . ... ... *110 49-53
Joachim Starbatty Inflation und Freiheit. . . . . . ... .. .. 114 3-20
Fritz Penserot Dauerkonjunktur und Geldwertstabilitéit

durch konsequente Geldmengenregulierung

in exaktem Gleichschritt mit der Giiter- und

Dienstleistungsproduktion . . . . ... .. 114 21-32
Joachim Starbatty Ota Siks »Dritter Weg« — Uberwindung der

sdkularen Inflation. . . . . . ... ... .. 118 55-62
Walter Aden Wihrungs-Chaos — Wihrungs-Ordnung. . . 122 3-75
Felix G. Binn Inflation und Vollbeschéftigung . . . . . . . 127 3-26
Fritz Penserot Dauervollbeschiftigung und Geldwertstabilitit 127 27-44

Belebung der Nachfrage —aber wie?. . . . . 127 50-58
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Heinz Hartmut Vogel ~ Wihrungsverfassung und Gesellschaftsordnung 129 34
Joachim Starbatty Eine kritische Wiirdigung der Geldordnung

in Silvio Gesells utopischem Barataria(»Billig

Land«) . . . .. ... . Lo 129 5-31
ErnstWinkler DieWihrungsfrage als Rechtsproblem . . . 129 32-43
Juan Acratillo Die Wunderinsel Barataria . . . . . .. .. 129 44-69
Jobst von Heynitz Einige wirtschaftliche Schidden der Inflation

und ein geldpolitischer Versuch zu ihrer

Bekdmpfung . . . . ... ..o 132 9-37
Alfred Schiiller Schuldnerprivilegien als Inflationsursache —

Konkurrierende Wihrungen ein Ausweg? . . 132 38-56
Felix G. Binn Die Wirtschaftskrise und ihre Uberwindung . 134 3-14
Reinold Kraeger Das Problem der Arbeitslosigkeit . . . . . . 134 15-37
Joachim Starbatty Die politische Dimension des geplanten

Européischen Wihrungssystems —oder: wie

tief schlift die parlamentarische Opposition? 135 68-73
Fritz Penserot Europiische Wihrungszusammenarbeit als

Integrationsmittel fiir den Zusammenschluf3

Europas zur Einheit Europa?. . . . . . . .. 140 22-30
HansR. L. Cohrssen ~ Der schwarze Dienstag — Erinnerungen an

den Borsenkrachvon 1929 . . . . . .. .. 144 27-45
Irving Fisher DieBrakteaten. . . . . . . ... ... ... 144 46-47
Fritz Schwarz Die Brakteaten des Mittelalters . . . . . . . 153 74-81
Fritz Penserot DasGeldistda! . ... ... ........ 154 47-50

Das wihrungspolitische Symposion in

Herrsching 1981 — Wihrungspolitik in der

Sichtder Experten— . . . . . .. ... ... 156  3-17

Die Ergebnisse des Herrschinger wéahrungs-

politischen Symposions . . . . . . ... .. 156 18-24
Jobst von Heynitz Die Bedeutung des Rechts auf Marktriumung

fiir das gesellschaftliche Ganze . . . . . . . 158 11-30
Gerhardus Lang Dynamische Geldordnung . . . . . .. ... 158 31-38
Elimar Rosenbohm Professor Wolfram Engels und das »Schwund-

geld«. . . ..o Lo 158 39-42
Dieter Suhr Geldordnungspolitik aus der Sicht des Grund-

gesetzes . . ... ... 161 3-21
Fritz Penserot Konzepte der Geldordnung in einer freiheit-

lichen Wirtschaftsordnung. . . . . . . . .. 161 22-28

Wihrungspolitische Aspekte der Arbeits-

losigkeit . . . . ... ... ... ... . 161 29-50
Dieter Suhr Das Rezept von Worgl fiir die Krise von heute?  *162 4- 9
Hans Cohrssen Das beginnende Engagement der Wissen-

schaft— Fiir eine gesunde Geldordnung —

Eine historische Besinnung . . . . . . . .. *162 10-20
Elimar Rosenbohm Gegen das Weitermachen wie bisher. . . . . *162 22-40
Fritz Penserot Rudolf Steiner und John Maynard Keynes . . 165 98-101
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Hans Jiirgen Scheurle »Eigentumsdeliktim grofen Stil durch Hoch-

zinspolitik« (Frankfurter Rundschau) . . . . *167 50-51
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offentliches Gut — Ein Beitrag zur Geldokonomie 192 47-59
Hans Doerner Wihrungsunion — aber keine Weich-Wihrungs-
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Finanzierung der Kultur« . . . . .. .. .. 198 3-26
Ernst Winkler Wertund Wahrung . . . . ... ... 198 27-43
Eckhard Behrens Der einfache Weg zur Wihrungsunion. . . . 203 3
Fritz Penserot Wihrungstheorie und Wihrungspolitik

im DeutschenReich 1871bis 1939 . . . . . 203 4-38
Dirk Lohr Die wirtschafts- und wiahrungspolitische

Entwicklung in der Bundesrepublik seit

der Wihrungsreform . . . ... ... ... 203 39-70

Uberwindung des Kapitalismus durch

Anderung im Geldwesen . . . . ... ... 206 10-34
Fritz Penserot Freiheit und Gerechtigkeit fiir alle

durch Uberwindung der kapitalistischen

Verfilschung des Geldwesens . . . . . . .. 206 47-58
Dirk Lohr Grundbegriffe der Wahrungspolitik . . . . . 207 13-25
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Fragen der Freiheit. Beiträge zur Währungspolitik


Christen fiir gerechte Wirtschaftsordnung e.V. (CGW)

unabhingige und gemeinniitzige Gruppe
fiir Forschung und Erwachsenenbildung

laden ein zur

JAHRESTAGUNG 1993

»Mit gerechter Wirtschaftsordnung gegen Gefahren von rechts«

vom 21. bis 23. Mai 1993 in Wuppertal

Silvio-Gesell-Heim, Schanzenweg 86
(preiswerte Unterkunft und Verpflegung)

Die Tagung bietet Grundlagen, Vertiefung, praktische Anregungen und
Kontakte durch

@® Werkstatt- und Erfahrungsberichte aus Forschung, Publikation,
Bildungsarbeit und Gesprichen,

@ Arbeitsgruppen zur Geld- und Bodenordnung, Europa, Verschuldung
und Arbeitslosigkeit

mit F. Andres, H. Creutz, R. Geitmann, W. Heiser, D. Lohr, R. Mehl,
W. Onken, W. Rosenberger, M. Wiinstel u. a.

@ Podiumsgesprich: »Wie begegnen wir der Gefahr von rechts?«

Ausfiihrliches Programm mit Anmeldeabschnitt anfordern bei:
CGW, M.-Bucer-Str. 6, W-7640 Kehl, Telefon (07851) 72137 (Geitmann).
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Tagungseinladung

Seminar fiir freiheitliche Ordnung e. V.

Badstrafie 35,7325 Bad Boll, Telefon (071 64) 3573

Foderalismus
fiir

Europa

Tagung

in unserem Seminargebdude in Bad Boll
am Samstag/Sonntag, den 24./25. April 1993

Weltweit sind wir Zeuge gegenlidufiger staatlicher Entwicklungen.

Die totalitdren Gebilde des fritheren Ostblocks fallen in viele Einzelstaaten
auseinander. Biirgerkriege flackern auf. Die Menschen verschiedener Ab-
stammung, Sprache, religioser und politischer Uberzeugung finden keinen
Weg zu einem friedlichen Zusammenleben. Die Bildung immer kleinerer
Staaten — vereinheitlicht nach innen und scharf abgegrenzt nach auBlen
(Partikularismus) — scheint der einzige Ausweg zu sein. Doch stellt die
erzwungene Einheit nach innen ebenso eine Kriegsgefahr dar, wie die Ab-
grenzung nach auflen.

Im tibrigen Europa schlieen sich die Staaten in der EG, verstidrkt durch den
Vertrag von Maastricht, zu einem immer monolithischer werdenden Gebil-
de zusammen, das ebenfalls die Tendenz zeigt, innere Vielfalt durch biiro-
kratische Einheitsnormen einzuebnen und sich nach auBlen abzugrenzen
(Festung Europa). Damit wird auch der foderale Staatsaufbau der Bundesre-
publik in Frage gestellt.

Die Idee des Foderalismus verspricht die Wahrung der Vielfalt in der Ein-
heit. Sie scheint ein Schliissel nicht nur fiir die staatliche Gliederung des Ge-
meinwesens zu sein. Welche Leitgedanken folgen aus ihr fiir die zukiinftige
Entwicklung Deutschlands, Europas und anderer Teile der Welt?
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Veranstaltungen

Samstag, den 24. April 1993

9.30 Offnung des Tagungsbiiros
10.00 BegriiBung, Vorstellung des Seminars
Einfiihrung in das Tagungsthema

10.15 Die Entwicklung der Landesparlamente im Verhéltnis zum nationa-
len und européischen Feld
—Harry Andreas Kremer — Ministerialdirektor,
Direktor des Bayerischen Landtags

11.15 Pause

11.30 Diskussion des Vortrags

12.30 Mittagessen in umliegenden Gaststitten
14.30 Kaffee im Tagungsraum

15.00 Kritik von Teilen der Maastrichter Vertrdge aus dem Gesichtspunkt
verletzter foderaler Strukturprinzipien
—Jobst v. Heynitz, Miinchen —

15.45 Diskussion des Vortrags

16.15 Pause

16.30 Perspektiven des Foderalismus in Deutschland nach der Vereini-
gung und im Blick auf die Europdische Union
— Dr. Hartmut Klatt — Ministerialrat beim Bundestag, Bonn

17.15 Diskussion des Vortrags

18.30 Abendessen in umliegenden Gaststitten

20.00 Fortsetzung der Diskussion; freies Gespriach

Sonntag, den 25. April 1993

9.00 Freiheitliche Ordnung der Wirtschaft und der Kultur als Voraus—
setzung eines foderativen Staatsaufbaus
—Eckhard Behrens, Heidelberg —
9.45 Diskussion des Vortrags
10.30 Pause

11.00 Ergebnisse der Tagung
Podiumsdiskussion unter den Referenten
Allgemeine Aussprache

12.00 SchluBwort, Tagungsende

Tagungsleitung: Fritz Andres, Kirn, und Jobst v. Heynitz, Miinchen
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Veranstaltungen


SEMINAR FUR FREIHEITLICHE ORDNUNG e.V.
Schriftenreihe ,,Fragen der Freiheit*
W-7325 Bad Boll - Badstralie 35 - Telefon (07164) 3573

Das kommunale
Erbbaurecht erleichtertdie
Stadtplanung

Eckhard Behrens

. J
Soeben erschienen; wird auf Anforderung unentgeltlich Gbersandt.

Tagungsthemen 1993 in Bad Boll/Wiirtt.

27.bis 28. Mirz 1993 Freiheit, Gleichheit, Briiderlichkeit
als MafBstibe der Bodenordnung — Elementarseminar —
24.bis 25. April 1993 Foderalismus in Deutschland, Europa und der Welt
3.bis 4. Juli 1993 Die unbekannte Umlaufgeschwindigkeit des Geldes

Herbst 1993 Hochschulfinanzierung
Studiengebiihren oder Bildungsgutschein
—Das holldndische Beispiel —

Anderungen vorbehalten
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